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Einleitende Bemerkungen

S eit einigen Jahren ist das Thema Kindes-
wohlgefährdung und Kindesschutz in den 
Fokus der Öffentlichkeit gerückt.

Bereits am 01. Oktober 2005 trat aufgrund von meh-
reren Fällen gravierender Kindeswohlgefährdung ei-
ne Novellierung des Kinder- und Jugendhilfegeset-
zes (KJHG) in Kraft. Dabei wurden Regelungen zum 
Kindesschutz und zum Schutzauftrag der Kinder- 
und Jugendhilfe festgeschrieben. Der Bundestag 
hat nun ein Bundeskinderschutzgesetz (SGB VIII) 
verabschiedet, das zum 01. Januar 2012 in Kraft ge-
treten ist. Mit dem SGB VIII soll der Schutz von Kin-
dern und Jugendlichen vor Kindeswohlgefährdung, 
Vernachlässigung und Missbrauch verbessert wer-
den. Mit dem SGB VIII sollen u. a.

•	 die Netzwerke des Kinderschutzes auf der örtli-
chen Ebene eingerichtet,

•	 der Stärkung der Erziehungskompetenz der El-
tern forciert,

•	 die Qualitätsentwicklung und -sicherung bei 
Trägern der Jugendhilfe vorangetrieben werden.

Die Gesetze regeln u. a. wie Fachkräfte vorzuge-
hen haben, wenn sie Gefährdungen von Kindern 
oder Jugendlichen bemerken (§ 8a SGB VIII) und 
verhindert, dass einschlägig vorbestrafte Perso-
nen in der Kinder- und Jugendhilfe beschäftigt 
werden (§ 72a SGB VIII).

Der Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung wur-
de mit den Gesetzen auch auf Träger der freien und 
öffentlichen Jugendhilfe ausgeweitet. Früher ging 
man davon aus, dass die Träger von Einrichtungen 
und Diensten pädagogische und soziale Aufgaben 
zu erfüllen haben. Die Kontrollfunktion bei Kindes-
wohlgefährdungen oblag den Jugendämtern. Diese 
Trennung gilt nunmehr nicht mehr. Der Gesetzge-
ber verspricht sich mit der Ausweitung des Schutz-
auftrags auch auf die Träger der Jugendhilfe eine 
bessere Früherkennung bezüglich gefährdeter Kin-
der und Jugendlicher.

Die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen ist eine 
der wichtigsten Aufgaben in unserer Landeskir-

che. Bei den unterschiedlichsten Angeboten wie 
regelmäßige Gruppen, zeitbegrenzte Projekte, Frei-
zeiten, Ferienspiele usw. werden intensive Ge-
meinschaftserfahrungen gemacht, neue Eindrücke 
gesammelt, Glauben gelebt und wichtige Bildungs-
inhalte vermittelt. In der evangelischen Kinder- und 
Jugendarbeit bilden die Förderung und Stärkung 
von Kindern und Jugendlichen, ihre körperliche 
und seelische Unversehrtheit ein konstitutives Ele-
ment des eigenen Selbstverständnisses. Das Kin-
deswohl steht im Mittelpunkt unserer Arbeit. 

Gleichwohl stellt sich für jeden Träger auch der 
evangelischen Kinder- und Jugendarbeit sowie die 
hauptberuflich Beschäftigten die Frage, wie die 
Maßnahmen zum Schutz des Kindeswohls ausse-
hen müssen. Es kommt darauf an, Anzeichen von 
Gefährdung frühzeitig zu erkennen, einzuschät-
zen und entsprechend zu handeln. Kindeswohlge-
fährdung (siehe Definition und mögliche Anhalts-
punkte) beinhaltet dabei ein breites Spektrum von 
Handlungen und Unterlassungen und umfasst in 
diesem Sinne nicht nur körperliche und seelische 
Misshandlung, sondern neben Formen sexueller 
Gewalt auch die körperliche und seelische Beein-
trächtigung. Dazu gehört auch die Erfahrung häus-
licher Gewalt.

Der vorliegende Handlungsleitfaden soll allen 
hauptberuflich Beschäftigten in der Kinder- und Ju-
gendarbeit der Evangelischen Kirche von Kurhes-
sen-Waldeck und ihren Dienstvorgesetzten und 
Trägern Hilfestellungen geben, denn in der evan-
gelischen Jugendarbeit sind wir als verbandliche 
Jugendarbeit nur teilweise von den rechtlichen Re-
gelungen des § 8a SGB VIII betroffen. Diese Ent-
bindung aus der formalen Pflicht für einen großen 
Bereich jugendverbandlicher Aktivitäten heißt aber 
nicht, dass für die Evangelische Jugend der Schutz-
auftrag keine Rolle spielt. Es gilt auch hier, die in-
haltliche Intention des Schutzauftrages der Kindes-
wohlgefährdung in der Arbeit stärker aufzunehmen 
und umzusetzen.

Elke Hartmann
Leitung Referat Kinder- und Jugendarbeit
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Definition für eine Kindeswohlgefährdung

K indeswohlgefährdung ist gewaltsame körperli-
che, geistige und/oder seelische Schädigung, 
die in Familien oder Institutionen geschieht 

und zu Verletzungen, Entwicklungsstörungen oder so-
gar zum Tode führen kann und damit das Wohl und 
die Rechte eines Kindes beeinträchtigen oder bedro-
hen. Die Gefährdung geschieht bewusst oder unbe-
wusst. Zu unterscheiden sind jeweils die Misshand-
lung als aktive und die Vernachlässigung als passive 
Form (z. B. körperliche Gewalt, seelische/emotiona-
le Gewalt, sexuelle Gewalt, Vernachlässigung). Kinder 
und Jugendliche können aber auch indirekt durch das 
Miterleben von Gewalt zwischen Erwachsenen (z. B. 
Eltern) betroffen sein.

Heranwachsende sind auf den Schutz und die Ge-
borgenheit durch Erwachsene angewiesen. Das Erle-
ben direkter und indirekter Gewalt im nahen Umfeld hat immer Auswirkungen und Folgen für die Ent-
wicklung von Kindern und Jugendlichen. Für sie kann dies ein schwerer Eingriff in das Gefühl eigener 
Sicherheit bedeuten. Die Folgen sind umso gravierender, wenn die Gefährdung von nahestehenden 
Personen ausgeht. Diese Erfahrungen können traumatisch sein und auch psychische Störungs- und 
Krankheitsbilder hervorrufen.

Mögliche Anhaltspunkte für Kindeswohlgefährdung:

Das Spektrum möglicher Anhaltspunkte für Kindeswohlgefährdung ist groß. Die nachfolgend aufgeführ-
ten Anhaltspunkte sind keine abschließende Auflistung, sie erfassen nicht alle denkbaren Gefährdungssi-
tuationen. Indikatorenlisten können helfen mögliche Kindeswohlgefährdung zu erkennen, wenn sie nicht 
als Checklisten missverstanden werden. Die Unterscheidung von schlechten Lebenslagen und wirklicher 
Gefährdung ist dabei stets, im Einzelfall mit Experten von außen zu treffen. 

 Äußere Erscheinung des Kindes
•	 Massive oder wiederholte Zeichen von Verletzungen (z. B. Blutergüsse, Striemen, Narben, Knochen-

brüche, Verbrennungen) ohne erklärbare unverfängliche Ursache bzw. häufige Krankenhausaufent-
halte aufgrund von angeblichen Unfällen

•	 Starke Unterernährung
•	 Fehlen jeder Körperhygiene (z. B. Schmutz- und Kotreste auf der Haut des Kindes, faulende Zähne)
•	 Mehrfach völlig witterungsunangemessene oder völlig verschmutzte Kleidung

 Verhalten des Kindes
•	 Wiederholte oder schwere gewalttätige und/oder sexuelle Übergriffe gegen andere Personen
•	 Kind wirkt berauscht und/oder benommen bzw. im Steuern seiner Handlungen unkoordiniert (Einfluss 

von Drogen, Alkohol, Medikamenten)
•	 Wiederholtes apathisches oder stark verängstigtes Verhalten des Kindes
•	 Äußerungen des Kindes, die auf Misshandlungen, sexuellen Missbrauch oder Vernachlässigung hinweisen
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•	 Kind hält sich wiederholt zu altersunangemessenen Zeiten ohne Erziehungsperson in der Öffentlichkeit 
auf (z. B. nachts allein auf dem Spielplatz)

•	 Kind hält sich an jugendgefährdeten Orten auf (z. B. Stricherszene, Lokale aus der Prostitutionsszene, 
Spielhalle, Nachtklub)

•	 Offensichtlich schulpflichtige Kinder bleiben ständig oder häufig der Schule fern
•	 Kind begeht gehäuft Straftaten

 Verhalten der Erziehungspersonen der häuslichen Gemeinschaft
•	 Wiederholte oder schwere Gewalt zwischen den Erziehungspersonen
•	 Nicht ausreichende oder völlig unzuverlässige Bereitstellung von Nahrung
•	 Massive oder häufige körperliche Gewalt gegenüber dem Kind (z. B. Schütteln, Schlagen, Einsperren)
•	 Häufiges massives Beschimpfen, Ängstigen oder Erniedrigen des Kindes
•	 Gewährung des unbeschränkten Zugangs zu gewaltverherrlichenden oder pornografischen Medien
•	 Verweigerung der Krankheitsbehandlung oder der Förderung behinderter Kinder
•	 Isolierung des Kindes (z. B. Kontaktverbot zu Gleichaltrigen)

 Familiäre Situation
•	 Obdachlosigkeit (Familie bzw. Kind lebt auf der Straße)
•	 Kleinkind wird häufig oder über einen längeren Zeitraum unbeaufsichtigt oder in Obhut offenkundig 

ungeeigneter Personen gelassen
•	 Kind wird zur Begehung von Straftaten oder sonst verwerflichen Taten eingesetzt (z. B. Diebstahl, Bet-

telei)

 Persönliche Situation der Erziehungsperson der häuslichen Gemeinschaft
•	 Stark verwirrtes Erscheinungsbild (führt Selbstgespräche, reagiert nicht auf Ansprache)
•	 Häufig berauschte und/oder benommene bzw. eingeschränkt steuerungsfähige Erscheinung, die auf 

massiven, verfestigten Drogen-, Alkohol bzw. Medikamentenmissbrauch hindeutet

 Wohnsituation
•	 Wohnung ist stark vermüllt, völlig verdreckt oder weist Spuren äußerer Gewaltanwendungen auf (z. B. 

stark beschädigte Türen)
•	 Nichtbeseitigung von erheblichen Gefahren im Haushalt (z. B. durch defekte Stromkabel oder Steckdo-

sen, Herumliegen von „Spritzbesteck“)
•	 Das Fehlen von eigenem Schlafplatz bzw. von jeglichem Spielzeug des Kindes
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Primäre Prävention – bevor etwas passiert

P rävention soll im Vorfeld verhindern, dass es überhaupt zu Übergriffen und Grenzverletzungen 
kommt. Primäre Prävention informiert und schafft Strukturen. Prävention will alle Mitglieder der 
Evangelischen Jugend erreichen. Dazu gehören Information, Schulung und Sensibilisierung von 

hauptberuflich Beschäftigten und Ehrenamtlichen.

Prävention deckt auf. Die Erfahrung zeigt, dass die Bearbeitung des Themas im Rahmen präventiver Maß-
nahmen oft zur Aufdeckung von sexualisierten Übergriffen und Gewalterfahrungen führt. Prävention gibt 
betroffenen Kindern und Jugendlichen eine Sprache, sie schafft Raum, über Dinge zu sprechen, über die 
man bisher nur schweigen konnte. Wenn man mit präventiven Maßnahmen beginnt, muss zu dem Zeit-
punkt bereits das Verhalten und Vorgehen (Schutzplan) im Krisenfall bekannt sein, sodass den sich mit-
teilenden Kindern und Jugendlichen geholfen werden kann.

Präventionskonzept
Präventive Maßnahmen setzen auf zwei verschiedenen Ebenen an:

1. Strukturelle Ebene:
Hierhin gehören Maßnahmen, die an der Struktur 
des Trägers von Kinder- und Jugendarbeit (Gemein-
de, Zweckverband oder Kirchenkreis) ansetzen und 
zum Beispiel durch Regeln, Leitfäden oder Richtli-
nien klare Bedingungen schaffen und Umgangswei-
sen festlegen.

•	 Verhaltenskodex zur Verhinderung von Gewalt 
(Anlage) für alle Mitarbeitenden in der Arbeit mit 
Kindern und Jugendlichen der Evangelischen Kir-
che von Kurhessen-Waldeck im Team besprechen 
und unterschreiben. Klare Regelungen für den 
Umgang mit dem Verhaltenskodex festlegen.

•	 Interne Verhaltensregeln im Umgang mit Kindern, 
Jugendlichen und Mitarbeitenden vereinbaren.

•	 Prävention von Kindeswohlgefährdung als ver-
pflichtender Bestandteil von Ausbildung und 
Schulung (JuLeiCa) von Ehrenamtlichen etablieren.

•	 Entwicklung von Handlungsstrukturen bei Ver-
dachtsfällen. In einem Schutzkonzept muss für 
den Verdachtsfall für alle (hauptberuflich Beschäf-
tigte, Ehrenamtliche, Pfarrer/innen, Dienstvorge-
setzte) klar geregelt sein, wer Ansprechpartner in 
welcher Reihenfolge ist und wer welche Schritte 
unternimmt.

•	 Kontakte und Netzwerke zur Unterstützung auf-
bauen. Unabhängig von vorliegenden Verdachts-
momenten auf Kindeswohlgefährdung Kontakt 
zu Fachdiensten knüpfen und Vereinbarungen 
zur Kooperation treffen.

2. Pädagogische Ebene
Diese Ebene umfasst Maßnahmen und Methoden 
der inhaltlichen Auseinandersetzung mit dem 
Thema, beispielsweise über Grenzen und Grenz-
verletzungen.

•	 Schulung von Ehrenamtlichen zum Thema. 
•	 Verpflichtender Baustein bei der JuLeiCa Aus-

bildung.1 
•	 Projekte zum Thema „Grenzverletzungen“ mit 

Kindern und Jugendlichen durchführen.
•	 Kindern und Jugendlichen und Ehrenamtlichen 

die Möglichkeit geben, sich über Grenzverletzun-
gen anonym zu beschweren.

•	 „Kinder- und Jugendschutz“ in Gemeinde/Zweck-
verband/Kirchenkreis thematisieren (Aufklärung 
und Sensibilisierung).

•	 Wichtig ist, sich nicht selbst zu überfordern. 
Ohne die Unterstützung von internen und ex-
ternen Fachkräften ist Präventionsarbeit kaum 
leistbar.

1 siehe z. B. Baustein Schutzauftrag –„ Menschenskinder, ihr 
seid stark“ in Ehrenamtliche bilden, Verlag buch + musik, 
Stuttgart 2011, ISBN 978-3-86687-059-8
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„Gebrauchsanleitung“ zur Einführung des  
„Verhaltenskodex zur Verhinderung von Gewalt“

D ie Mitarbeitenden in der Kinder- und Jugendarbeit haben einen Schutzauftrag für die ihnen anver-
trauten Kinder und Jugendlichen. Darauf basiert der Verhaltenskodex der Jugendkammer zur Ver-
hinderung von Gewalt.

Mit dem Verhaltenskodex auch für die Ehrenamtlichen in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen wird 
dokumentiert, dass wir großen Wert legen auf den Schutz der Mädchen und Jungen vor jeder Art von kör-
perlicher, seelischer oder psychischer Gewalt. 

Der Verhaltenskodex soll es den Ehrenamtlichen in der Kinder- und Jugendarbeit erleichtern, Grenzen ge-
genüber Kindern und Jugendlichen zu wahren und eine klare Haltung zur Prävention zu entwickeln.

Die Kinder- und Jugendarbeit erhält mit dem Verhaltenskodex ein Qualitätsmerkmal für sichere Kinder- 
und Jugendarbeit, dass Eltern zeigt, hier ist mein Kind in guten Händen. Keine Kinder- und Jugendarbeit 
kann hundertprozentige Sicherheit garantieren, aber sowohl nach innen als auch nach außen dokumen-
tieren, dass sie auf das Wohl der ihm anvertrauten Kinder und Jugendlichen achtet.

Alle Ehrenamtlichen und hauptberuflich Beschäftigten in der Kinder- und Jugendarbeit sollen in den Dis-
kussionsprozess zur Einführung des Verhaltenskodex eingebunden werden.

Die Einführung des Verhaltenskodex könnte nach folgendem Muster ablaufen:
•	 Alle Mitarbeitenden der Kinder- und Jugendarbeit einer Gemeinde erhalten auf einer Infoveranstaltung 

Basisinformationen zur Kindeswohlgefährdung.
•	 Anhand des Verhaltenskodex wird erläutert, wozu er notwendig ist.
•	 Die Mitarbeitenden werden angeregt, ihr eigenes Verhalten zu überprüfen. In diesem Zusammenhang 

wird besprochen, in welchen Situationen der Kinder- und Jugendarbeit besondere Sorgfalt und Auf-
merksamkeit notwendig ist (z. B. Freizeiten) und wie die Umsetzung klarer Regeln im konkreten Umfeld 
aussehen kann.

•	 Das Ergebnis soll die freiwillige schriftliche Selbstverpflichtungserklärung sein.
•	 Der Verhaltenskodex gilt dann auch für neue Ehrenamtliche in der Kinder- und Jugendarbeit der Ge-

meinde. Ist ein Ehrenamtlicher zur Verpflichtung nicht bereit, widerspricht das dem Schutzauftrag der 
jeweiligen Kinder- und Jugendarbeit. Auf die Mitarbeit wird dann verzichtet.
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Evangelische Kinder- und Jugendarbeit und der Schutzauf-
trag bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a und 8b SGB VIII

Grundlagen für die Erstellung eines Schutzkonzeptes

§ 8a SGB VIII Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung

(4) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen nach 
diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass

1. deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefährdung eines von 
ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen eine Gefährdungseinschätzung vornehmen,

2. bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend hinzugezogen 
wird sowie

3. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in die Gefährdungseinschät-
zung einbezogen werden, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder Jugendlichen 
nicht in Frage gestellt wird.

In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für die Qualifikation der beratend hinzuzuziehenden 
insoweit erfahrenen Fachkraft insbesondere die Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkräf-
te der Träger bei den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, 
wenn sie diese für erforderlich halten, und das Jugendamt informieren, falls die Gefährdung 
nicht anders abgewendet werden kann.

§ 8b SGB VIII Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen

(1) Personen, die beruflich in Kontakt mit Kindern oder Jugendlichen stehen, haben bei der Ein-
schätzung einer Kindeswohlgefährdung im Einzelfall gegenüber dem örtlichen Träger der Ju-
gendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft.

(2) Träger von Einrichtungen, in denen sich Kinder oder Jugendliche ganztägig oder für einen 
Teil des Tages aufhalten oder in denen sie Unterkunft erhalten, und die zuständigen Leistungs-
träger, haben gegenüber dem überörtlichen Träger der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung bei 
der Entwicklung und Anwendung fachlicher Handlungsleitlinien

1. zur Sicherung des Kindeswohls und zum Schutz vor Gewalt sowie

2. zu Verfahren der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an strukturellen Entscheidungen in 
der Einrichtung sowie zu Beschwerdeverfahren in persönlichen Angelegenheiten.
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Nach § 8a SGB VIII ist von der öffentlichen Ju-
gendhilfe (Jugendämtern) in Vereinbarungen mit 
den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die 
nach dem Sozialgesetzbuch Leistungen erbringen, 
sicherzustellen, dass der Schutzauftrag bei Kin-
deswohlgefährdung entsprechend wahrgenom-
men wird. 

An dieser Stelle ist hervorzuheben, dass von die-
sen Verfahrensregelungen des § 8a SGB VIII die 
verbandliche Kinder- und Jugendarbeit, also auch 
die Evangelische Jugend, nur an den Stellen be-
troffen ist, wo sie Träger von Einrichtungen und 
Diensten ist, die Leistungen nach dem SGB VIII 
erbringt. Das ist in der Regel nur da der Fall, wo 
kommunale Mitfinanzierungen oder Finanzierun-
gen durch den Landkreis gegeben sind.

Diese Entbindung aus der formalen Pflicht für ei-
nen großen Bereich jugendverbandlicher Aktivi-
täten sollte aber gerade nicht heißen, dass der 
Diskurs zum Schutzauftrag an dieser Stelle been-
det ist. Vielmehr ist die inhaltliche Intention des 
Schutzauftrages der Kindeswohlgefährdung in der 
Arbeit stärker aufzunehmen und umzusetzen.

Für die Jugendarbeit können sich damit zahlrei-
che Herausforderungen ergeben. Diese Herausfor-
derungen können von den beteiligten Akteuren 
auch als Chance genutzt werden, die Standards 
des Kindesschutzes im Bereich der Kinder- und Ju-
gendarbeit selbst zu gestalten.

Die Strukturmaximen von Kinder- und Jugendar-
beit sind bezogen auf den Schutzauftrag bei Kin-
deswohlgefährdung im Gegensatz zu den meisten 
anderen Kinder- und Jugendhilfeangeboten Chan-
ce und Dilemma:

•	 Freiwillige Teilnahme
•	 Wechselnde Teilnahme
•	 Unterschiedliche Teilnehmer/innen
•	 Offene Ziele, Inhalte und Arbeitsweise
•	 Geringe institutionelle Macht
•	 Diskursivität
•	 Beziehungsabhängigkeit
•	 Haupt-/Ehrenamtlichkeit

Für konkrete Anregungen siehe Kapitel Primäre 
Prävention.
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Schutzkonzept zur Umsetzung des Schutzauftrages  
bei Kindeswohlgefährdung 

Im Schutzkonzept sind Standards und Verfahrensweisen zur Umsetzung des Schutzauftrages festge-
legt. Was ist zu tun, wenn man einen konkreten Verdacht hat, sich ein Kind oder ein Jugendlicher mit-
teilt und von einer Gefährdungssituation im familiären oder weiterem Umfeld berichtet?

In der ersten Verwirrung werden manchmal Schritte unternommen, die für die Betroffenen nicht un-
bedingt hilfreich sind. Die folgenden Verfahrensschritte sollen deshalb der Orientierung dienen. Sie 
sind nicht als Checkliste zu verstehen, sondern als Empfehlung.
Was im Einzelfall richtig ist, kann jeweils anders sein und muss an die Situation angepasst werden.
Grundsätzlich sind alle Beobachtungen, Annahmen, Gespräche und Einschätzungen sowie deren Er-
gebnisse zu dokumentieren!

1. Im Verdachtsfall

Hilfreiche Schritte:
•	 Erscheint die Gefährdungssituation für ein Kind oder eine/n Jugendliche/n erheblich, ist es wich-

tig, zum Wohle des Kindes oder des Jugendlichen nicht den Kopf zu verlieren. Kinder brauchen 
die Sicherheit, dass nicht voreilig, vielleicht sogar über ihren Kopf hinweg, sondern besonnen 
gehandelt wird.

•	 Überlegen, woher der Verdacht kommt: „Was nehme ich wahr?“
•	 Eigene Gefühle, die durch den Verdacht ausgelöst werden, erkennen und benennen.
•	 Anhaltspunkte für den Verdacht schriftlich festhalten (siehe Anlage Dokumentation)
•	 Der Verdacht auf Kindeswohlgefährdung belastet schwer und ist im Alleingang keinesfalls in 

all seinen Konsequenzen zu bewältigen. Das bedeutet im konkreten Fall: sich möglichst bald 
im Team oder bei anderen Kolleginnen und Kollegen vertrauensvoll Rat holen. Haben ande-
re ähnlich Beobachtungen gemacht? Wer könnte fachlich weiterhelfen? Was ist der nächste 
Schritt, ohne das Kind oder die/den Jugendliche/n weiter zu belasten? Diskretion(Datenschutz) 
ist selbstverständlich.

•	 Für das Kind bzw. die/den Jugendliche/n da sein und ein Gespräch anbieten. Akzeptieren, wenn 
das Angebot abgelehnt wird.

•	 Erkennen eigener Grenzen und Möglichkeiten und deren Akzeptanz.
•	 Wenn im Austausch der Verdacht bestätigt wird, ist nach Information des Trägers/Dienstvor-

gesetzten die Unterstützung von einer insoweit erfahrenen Fachkraft (iseF) zu suchen, die mit 
diesem Problemfeld betraut sind (siehe § 8b Abs. 1, SGB VIII – Anspruch auf Beratung).

•	 Wird in einer Besprechung mit der iseF eine akute Kindeswohlgefährdung erkannt (siehe Anlage 
Protokoll), muss eine Gefahrenanzeige beim Jugendamt erfolgen. Mit dem Träger/Dienstvorge-
setzten ist abzustimmen, wer die Meldung vornimmt. In der Regel wird dies der Träger bzw. der 
Dienstvorgesetzte sein.

•	 Die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche sind hierbei einzubeziehen 
(altersgerechte Beteiligung, Aufklärung über Rechte), soweit hierdurch der wirksame Schutz des 
Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.

•	 Die Meldung an das Jugendamt erfolgt in der Regel schriftlich, bei Gefahr im Verzug kann zuerst 
telefonisch und dann schriftlich informiert werden.

•	 Nach der Meldung der Kindeswohlgefährdung ist das Jugendamt für das weitere Vorgehen ver-
antwortlich.
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Auf keinen Fall tun:
•	 Etwas im Alleingang unternehmen,
•	 sofort die Familie informieren, das weitere  
	 Vorgehen grundsätzlich mit dem Geschädig- 
	 ten abstimmen,
•	 den vermuteten Täter/die vermutete Täterin  
	 informieren,
•	 sofort die Polizei oder eine Behörde einschalten.

Sobald die Polizei oder eine behördliche Ein-
richtung den Namen der Beteiligten erfährt, 
hat sie eine Ermittlungspflicht. Das kann die 
Betroffene/den Betroffenen unter Umständen 
mehr schaden als ihnen helfen. Hier gilt es 
zunächst, in enger Abstimmung mit einer in-
soweit erfahrenen Fachkraft (iseF) oder Fach-
beratung zu klären, was das Beste für das be-
troffene Kind oder die/den Jugendliche/n ist. 

Sollte man mit einer Behörde Kontakt aufnehmen wollen, ist eine anonymisierte Form der Fall-
schilderung möglich (z. B. ohne Namensnennung der Betroffenen oder mit Nennung eines fal-
schen Namens).

Das Verdachtsprotokoll hilft, die eigenen Gedanken zu strukturieren und festzuhalten. Es ist zum 
Beispiel bei einer möglichen Anzeige notwendig, Erzählungen des Opfers zeitlich genau wieder-
geben zu können. Das Protokoll muss eine genaue Dokumentation des Verhaltens, der Beob-
achtungen, des Berichts des Opfers, Datum, Uhrzeit und Unterschrift der beteiligten Mitarbei-
tenden enthalten.

2. Im Mitteilungsfall bei einer Kindeswohlgefährdung

Wenn ein Kind oder ein Jugendlicher von Gefährdungssituationen berichtet, so ist dies ein sehr 
großer Vertrauensbeweis. Nun ist es wichtig, das entgegengebrachte Vertrauen nicht zu enttäu-
schen, sondern dem Kind/dem Jugendlichen so gut es geht zu helfen. Zuhören ist zunächst wich-
tig, auch wenn man nicht sofort eine Lösung oder einen Ausweg weiß.

Hilfreiche Schritte:
•	 Ruhig bleiben und nicht überstürzt und unbedacht handeln!
•	 Eigene Gefühle klären. 
•	 Dem Kind/Jugendlichen zuhören, Glauben schenken und die Äußerungen ernst nehmen.
•	 Nichts versprechen, was man anschließend nicht halten kann, z. B. niemanden etwas davon zu 

erzählen. Es ist besser zu sagen: Da muss ich mir jetzt selbst erst einmal Rat holen. Alle weite-
ren Schritte sind mit der/dem Betroffenen abzustimmen.

•	 Dem Kind/Jugendlichen versichern, dass es an dem Geschehen keine Schuld hat und dass es 
richtig war, sich mitzuteilen. Keine Vorwürfe machen.

•	 Dem Kind /Jugendlichen anbieten, jederzeit wieder zum Gespräch zu kommen. Akzeptieren, 
wenn das Angebot abgelehnt wird.

•	 Nicht versuchen, das Erzählte herunterzuspielen („ist doch nicht so schlimm“) oder aufzubau-
schen. Einfach zuhören und versuchen zu verstehen, ohne zu werten. Es zählt nicht, wie es 
einem persönlich in der Situation ginge, sondern wie es der/dem Betroffenen geht.
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•	 Dem Kind/Jugendlichen vermitteln, dass man das Erzählte aushält. Wenn Kinder oder Jugendliche 
spüren, dass sie große Bestürzung, Angst, Panik oder übermäßige Betroffenheit auslösen, haben 
sie oft das Gefühl, den Gesprächspartner zu überfordern und ziehen sich dann wieder zurück.

Nach dem Gespräch:
•	 Das Gespräch vertraulich behandeln.
•	 Keine Entscheidungen über den Kopf des Kindes/Jugendlichen hinweg treffen, sondern das wei-

tere Vorgehen mit dem/der Betroffenen abstimmen.
•	 Aussagen und Situationen protokollieren, dabei aber eigene Interpretationen vermeiden (siehe 

Anlage Dokumentation).
•	 Nichts im Alleingang unternehmen, sondern Kontakt zu Kolleg/innen oder einer Vertrauensper-

son aufnehmen.
•	 Das weitere Vorgehen ist alters-, geschlechts- und entwicklungsbedingt und bedarf einer fach-

lichen Begleitung. Bei einer insoweit erfahrenen Fachkraft (iseF)/Fachberatungsstelle müssen 
Beobachtungen und Eindrücke geschildert werden und man kann sich für den konkreten Fall 
beraten lassen.

•	 Eigene Grenzen und Möglichkeiten erkennen und akzeptieren.

Auf keinen Fall:
•	 Etwas im Alleingang unternehmen.
•	 Sofort die Eltern gegen den Willen des Kindes/Jugendlichen informieren
•	 Die mutmaßliche Täterin/den mutmaßlichen Täter informieren.
•	 Ein gemeinsames Gespräch mit Betroffenen und mutmaßlicher Täterin/mutmaßlichem Täter in-

itiieren.
•	 Sofort die Polizei oder eine Behörde einschalten.

Damit Kinder und Jugendliche überhaupt die Möglichkeit haben sich mitzuteilen, ist es notwendig, 
immer wieder Gesprächsangebote zu machen und den Raum dafür zu schaffen. Es muss ein Kli-
ma geschaffen werden, in dem sich Kinder und Jugendliche trauen, von Dingen zu erzählen, die ih-
nen passiert sind. Für Betroffene, die den Mut aufbringen von ihren Erfahrungen zu berichten, ist es 
wichtig, dass man ihnen uneingeschränkt glaubt und sie ernst nimmt. Kinder und Jugendliche dür-
fen nicht das Gefühl haben, die Einzigen zu sein, denen so etwas passiert.

Ein zu schnelles Vorgehen beim Verdacht auf Kindeswohlgefährdung kann unter Umständen viel 
Schaden anrichten: Eine schnelle und schlecht vorbereitete Intervention oder unangemessene Nach-
fragen können das selbst errichtete Schutzgebäude der betroffenen Person zum Einsturz bringen 
und weitere Beeinträchtigungen für diese bedeuten. Die Inanspruchnahme von qualifizierter Hilfe ist 
daher eine Notwendigkeit.

Hilfreiche Interventionen brauchen eine gewisse Vorbereitungszeit, in der die Gefährdungssituation 
weiter besteht. Dies auszuhalten und trotzdem achtsam im Sinne der betroffenen Person zu handeln, 
ist eine der schwierigsten Aufgaben für Begleitende. 

Jungen und Mädchen sollten die Möglichkeit haben, mit einer gleichgeschlechtlichen Vertrauensper-
son zu sprechen. Es gehört aber nicht zu den Aufgaben eines hauptberuflich Beschäftigten in der 
Kinder- und Jugendarbeit, einen Verdacht auf Kindeswohlgefährdung gezielt und systematisch abzu-
klären und aufzudecken. Wir müssen die Betroffenen weder therapieren, noch dürfen wir Ermittlun-
gen (Datenerhebung bei Dritten) anstellen. Das ist nicht unsere Aufgabe und verstößt gegen gelten-
des Recht. Es gehört aber zu unseren Aufgaben, Hinweise und Hilferufe der Kinder- und Jugendlichen 
wahr- und ernst zu nehmen und daraufhin angemessen zu handeln und zu reagieren.
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3. Bei (vermuteter) Täterschaft im Mitarbeitendenteam

Es kann vorkommen, dass sich ein Verdacht gegen einen Mitarbeitenden richtet. 

Hilfreiche Schritte:
•	 Ruhig bleiben und nicht überstürzt und un-

bedacht handeln!
•	 Überlegen, woher der Verdacht kommt: Was 

nehme ich wahr?“
•	 Anhaltspunkte für den Verdacht schriftlich 

festhalten (siehe Anlage Dokumentation).
•	 Rückhalt bei vertrauten Kollegen/innen su-

chen, ohne den Verdacht vorschnell öffent-
lich zu machen.

•	 Überlegen, wo Unterstützung und professio-
nelle Hilfe geholt werden kann.

•	 Gespräch mit Dienstvorgesetzten suchen, 
ggf. unterstützt durch den Fachdienst, dabei 
Verdachtsmomente benennen und das weite-
re Vorgehen abstimmen.

•	 Eigene Grenzen und Möglichkeiten erkennen 
und akzeptieren.

Auf keinen Fall:
•	 Etwas im Alleingang unternehmen.
•	 Den vermuteten Täter/die vermutete Täterin 

informieren,
•	 Sofort die Polizei oder eine Behörde ein-

schalten.

Ziel muss es sein, Übergriffe zu beenden, oh-
ne in einen vorschnellen Aktionismus zu ver-
fallen.

Sollte der Verdacht begründet sein, besteht 
die Gefahr, dass sich die Beschuldigten einen 
neuen Wirkungskreis suchen. Deshalb wäre es 
falsch, die verdächtigte Person eigenmächtig 
damit zu konfrontieren, da diese den Vorwurf 
in der Regel zurückweisen und bagatellisieren 
wird. Besser ist es, die Vermutungen mit einer 
kompetenten Fachperson zu besprechen und 
das Gespräch mit Verdächtigen immer nur mit 
kompetenter Unterstützung aufzunehmen.

Sollte der Verdacht unbegründet sein, kann 
durch voreiliges Handeln eine ganze Biogra-
fie zerstört werden. Es ist fast unmöglich, ei-
nen öffentlich gemachten Verdacht ganz aus-
zuräumen.

Aus diesem Grund muss bis zum Beweis des 
Gegenteils die Unschuldsvermutung gelten und 
Diskretion bzw. Disziplin im Weitersagen von 
Verdächtigungen gewahrt bleiben. Dabei ist 
nicht nur an den Schutz der Persönlichkeits-
rechte des Einzelnen zu denken, sondern auch 
an den möglichen ungerechtfertigten Vertrau-
ens- und Ansehensverlust der Gemeinde.

Aufgrund der unterschiedlichen Rechtslage bei 
haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeitenden ge-
ben wir hier nur Empfehlungen für den Bereich 
der Ehrenamtlichen ab. Es kommen folgende 
Möglichkeiten in Betracht:

Pädagogisches Gespräch:
Ein pädagogisches Gespräch empfiehlt sich bei 
Grenzverletzungen, die Täterinnen und Täter auf-
grund von Unkenntnis und Entwicklungsalter 
vollziehen. Kennzeichnend ist, dass die Grenzver-
letzung nicht bewusst gewollt war. Im Rahmen 
dieses Gespräches sollen die Inhalte der Selbst-
verpflichtungserklärung durchgesprochen und 
das Verhalten dahin gehend reflektiert werden. 
Ziel ist, dass die Täterin oder der Täter Einsicht 
in das eigene Verhalten erlangt und alles dafür 
tun wird, dass dieses Verhalten einmalig bleibt. 
Ferner muss eine Entschuldigung in geeigneter 
Form erfolgen. Wichtig: Auch nicht beabsichtigte 
Grenzverletzungen können Folgen haben.

Ausschluss von Aufgaben:
Bei einem begründeten Verdachtsfall kann die 
betreffende Person von ihren Aufgaben in der 
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen freigestellt 
werden bis der Sachverhalt geklärt ist.

Diese Maßnahme entbindet nicht von der Ver-
pflichtung, bei eindeutigem Verdacht auf sexu-
ellen Missbrauch im Sinne des STGB Strafanzei-
ge bei der Polizei zu erstatten.

Bei hauptberuflich Beschäftigten wird die 
Dienststelle die im Einzelfall angemessenen ar-
beitsrechtlichen Maßnahmen nach dem Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit ergreifen.
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Schutzkonzept zur Umsetzung des Schutzauftrages  
bei Kindeswohlgefährdung 

Gewichtige Anhaltspunkte für Kindeswohlgefährdung werden durch 
hauptberuflich Beschäftigte wahrgenommen. Dokumentation der 
Beobachtungen in Formblatt (Anlage)

Bei vertrauten Kolleg/innen/Team Verdacht äußern und Rat holen. 
Haben andere ähnliche Beobachtungen gemacht?

Wenn im Austausch der Verdacht bestätigt wird, muss der Träger/
Dienstvorgesetzter informiert werden. 

Risikoeinschätzung mit der insoweit erfahrenen Fachkraft (iseF) (Do-
kumentation Anlage).

Gespräch mit dem Kind/Jugendlichen suchen.

Information an das Jugendamt wegen unmittelbar bevorstehender 
oder eingetretener Kindeswohlgefährdung.

Verfahrensende.
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Verfahren für die Kinder- und Jugendarbeit als  
Einrichtungen und Dienste nach § 8a und 8b SGB VIII

T räger und Einrichtungen, die Leistungen nach dem SGB VIII erbringen, sind dem Schutzauftrag 
bei Kindeswohlgefährdung mitverpflichtet. Die Rechtsform der Vereinbarung bildet die Grund-
lage dafür, dass die unterschiedlichen Anforderungen und Interessen, auch die der im Einzel-

fall betroffenen Kinder, Jugendlichen und Familien, träger- und aufgabenbezogen aufeinander abge-
stimmt sind. Insgesamt sind in einer Vereinbarung nach § 8a SGB VIII folgende Inhalte enthalten:

1.	 Wahrnehmung des Schutzauftrages 
a. Abschätzung des Gefährdungsrisikos 
b. Einbeziehung von Personensorgeberechtigten, Kindern und Jugendlichen  
(soweit hierdurch nicht der wirksame Schutz infrage gestellt wird)

2.	 Hinzuziehung einer insoweit erfahrenen Fachkraft (iseF)
3.	 Hinwirkung auf die Inanspruchnahme von Hilfen
4.	 Meldung an das Jugendamt.

Da hauptberuflich Beschäftigte in der Kinder- und Jugendarbeit keine Spezialisten für die Gefahrenab-
wehr für Kinder und Jugendliche sind, bedürfen sie bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos, einer 
klaren Orientierung, bei welchen Wahrnehmungen sie welche Fachkraft/Fachdienst hinzuziehen sollten, 
um sich nicht fachlich zu überfordern. Die Vereinbarung sollte dem freien Träger der Jugendarbeit Na-
men und Kontaktdaten von insoweit erfahrenen Fachkräften zur Verfügung stellen. Die Inanspruchnah-
me dieser Personen ist für den freien Träger der Jugendarbeit kostenfrei. Ausschlaggebend ist hier der 
neue § 8b im Bundeskinderschutzgesetz:

Als Grundregel sollte gelten: Je niedriger das fachliche Ausbildungs-/Qualifikationsniveau, je geringer 
der Beschäftigungsgrad und je arbeitsrechtlich unverbindlicher das Beschäftigungsverhältnis der Ak-
teure in der Kinder- und Jugendarbeit ist, desto früher sollte eine Fachberatung, im Zweifelsfall das 
Jugendamt bei der Gefährdungsabschätzung konsultiert bzw. eingeschaltet werden.2 

2 Der Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung – Arbeitshilfe zur Kooperation zwischen Jugendamt und Trägern der freien 
Kinder- und Jugendhilfe Hrsg. Institut für soziale Arbeit e.V. Münster 2006, S. 93.
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Je nach Charakter der Angebots- und Organisationsform der Kinder- und Jugendarbeit muss der Kin-
derschutz realisiert werden, sodass die Einrichtungsspezifika Berücksichtigung finden. So wird z. B. 
die gesetzliche Vorgabe zur Einbeziehung der Personensorgeberechtigten differieren. Bei Jugendlichen, 
die vielleicht nur sporadisch in einem offenen Treff verkehren, verbietet sich in der Regel von selbst, 
die Personensorgeberechtigten zu einem Gespräch bei Verdacht auf Gefährdung des Wohls eines Ju-
gendlichen einzuladen. Ganz anders kann sich die Situation darstellen, wenn Kinder- und Jugendarbeit 
regelmäßig „Über-Mittag-Betreuung“ und Hausaufgabenhilfe in festen Gruppen anbietet.

Genauso verhält es sich mit der Verpflichtung der hauptberuflich Beschäftigten bei den Personensorge-
berechtigten oder Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinzuwirken, wenn sie 
diese für erforderlich halten. Die Mustervereinbarung unserer Landeskirche für Kinder- und Jugendarbeit 
sieht daher hier nur Maßnahmen vor, die die Jugendarbeit auch selbst anbieten kann wie z. B. Hinweise 
auf Beratungsstellen. 

Die Information des Jugendamtes bezieht sich in einer Vereinbarung in erster Linie darauf, welche 
Wege und Verfahren im kooperativen Zusammenwirken für eine Information sinnvoll sind. Das ist in 
erster Linie eine Herausforderung an den Träger von Jugendarbeit, seine Verfahren so zu gestalten, 
dass verlässliche Informationswege und fachlich kompetenter Umgang mit den Informationen sicher-
gestellt sind.

Mindestens ebenso wichtig wie die formale Vereinbarung zwischen Jugendamt und freiem Träger ist es 
aber, über Kooperationsgespräche und Kooperationsabsprachen sicherzustellen, wie diese Vereinba-
rungen in der Praxis konkret umgesetzt werden sollen.

Ein Vorgehen, wie es § 8a Abs. 1 SGB VIII vorschreibt, setzt voraus, dass Mitarbeiter/innen, die mit 
dieser Aufgabe konfrontiert sind, Gefährdungssituationen erkennen und einschätzen können und in 
altersentsprechender Weise die Kinder und Jugendlichen in den Entscheidungsprozess mit einbeziehen 
können. Darüber hinaus müssen sie Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung in verständlicher 
Form dokumentieren können. All dies setzt eine entsprechende Fortbildung voraus.

Die fachgerechte Wahrnehmung des Schutzauftrages setzt auch in der Kinder- und Jugendarbeit voraus, 
dass Anstellungsträger und hauptberuflich Beschäftigte konzeptionelle Prozesse entwickeln, organisa-
torische Rahmenbedingungen sicherstellen und die Einhaltung und Kontrolle der vereinbarten Stan-
dards und Verfahrensregeln festschreiben.
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Schutzkonzept zur Umsetzung des Schutzauftrages bei 
Kindeswohlgefährdung für Einrichtungen und Dienste 
nach § 8a SGB VIII

Gewichtige Anhaltspunkte für Kindeswohlgefährdung werden durch 
hauptberuflich Beschäftigte wahrgenommen. Dokumentation der 
Beobachtungen in Formblatt (Anlage).

Bei vertrauten Kolleg/innen/Team Verdacht äußern und Rat holen. 
Haben andere ähnliche Beobachtungen gemacht?

Wenn im Austausch der Verdacht bestätigt wird, muss der Träger/
Dienstvorgesetzter informiert werden. 

Risikoeinschätzung mit insoweit erfahrenen Fachkraft (iseF) 
(Dokumentation Anlage).

Beteiligung des betroffenen Kindes/Jugendlichen.

Beteiligung der Personensorgeberechtigten.

Information des Jugendamtes.

Hinwirken auf die Inanspruchnahme von Hilfen bei den Personensor-
geberechtigten.

Kann für Kinder- und 
Jugendarbeit in der 
Regel nur sehr nieder-
schwellig sein.
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Auf dem Weg zu schützenden Strukturen (Checkliste)

Checkliste für eine sensible Kinder- und Jugendarbeit

ja in Arbeit

Es gibt die Selbstverpflichtungserklärung/Ver-
haltenskodex für alle Mitarbeitenden (verab-
schiedet und veröffentlicht).

 

Interne Verhaltensregeln im Umgang mit Kindern 
und Jugendlichen sind erarbeitet und vereinbart.

 

Prävention von Kindeswohlgefährdung ist ver-
pflichtender Bestandteil von Ausbildung und 
Schulung (JuLeiCa) von Ehrenamtlichen.

 

Es gibt eine anonyme Möglichkeit für Kinder 
und Jugendliche sich über Grenzverletzungen zu 
beschweren. 

 

Es gibt einen Krisen- bzw. Notfallplan für akute 
Fälle bzw. Verdachtsfälle, aus dem die wesentli-
chen Aufgaben abgeleitet werden können. 

 

Es bestehen (gute) Kontakte, Kooperationsver-
einbarungen mit Beratungsstellen und Fach-
diensten.

 

Eine Fachkraft für Kindeswohlgefährdung ist be-
kannt und es sind Kontakte geknüpft. 

 

Das Schutzkonzept ist in der Gemeinde und im 
Umfeld veröffentlicht. 

 
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Rolle und Aufgabe der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ 
(iseF) nach § 8a Abs. 2 SGB VIII

E ine „insoweit erfahrene Fachkraft“ in diesem Sinne ist eine Person außerhalb der Einrichtung 
(Falldistanz). Sie hat einschlägige Erfahrungen im Kinderschutz bzw. in der Gefährdungseinschät-
zung. Ihre besonderen Qualifikationen sind Beratungskompetenz, Verfahrenskompetenz und in-

haltliche Kompetenz. Die iseF leistet Beratung der fallverantwortlichen Fachkraft (hauptberuflich Be-
schäftigter, Leitung, evtl. Team) bei
•	 der Wahrnehmung und Bewertung von Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung
•	 Überlegungen zu notwendigen und möglichen Maßnahmen und Hilfen 
•	 der Vorbereitung und Nachbesprechung/Auswertung von Elterngesprächen (ggf.).

Datenschutz: Hier gilt generell, dass die personenbezogenen Daten gegenüber der insoweit erfahrenen 
Fachkraft anonymisiert bzw. pseudonymisiert werden müssen.

Die iseF trägt Verantwortung für die Einhaltung der Verfahrensabläufe wie
•	 systematische Gefährdungseinschätzung
•	 Einhaltung von Meldeketten
•	 ausreichend Dokumentation
•	 Einbeziehung der Personensorgeberechtigten in die Gefährdungseinschätzung (Beratung des hauptbe-

ruflich Beschäftigten)
•	 Weitergabe von Informationen

Die isef leistet:
•	 keine konkrete Fallarbeit mit Klienten
•	 keine diagnostischen Aufgaben mit direktem Klienten Kontakt
•	 keine Begutachtung des Kindes
•	 keine Beteiligung an Elterngesprächen (nur in Ausnahmefällen)
•	 keine eigene Ermittlung von Sachverhalten
•	 keine Fallverantwortung.
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Datenschutz

F ür freie Träger gilt nicht der Untersuchungsgrundsatz (§ 20 SGB X). Es besteht also keine Pflicht 
zu ermitteln. Es besteht die Verpflichtung, mit den Sorgeberechtigten Kontakt auszunehmen, 
um mit diesen bekannt gewordene gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung 

zu thematisieren. (§ 8a Abs. 2)

Bei der Beratung durch eine iseF gilt generell, dass die personenbezogenen Daten gegenüber der 
insoweit erfahrenen Fachkraft anonymisiert bzw. pseudonymisiert werden müssen.

Die Erhebung von personenbezogenen Daten bei Dritten ohne Einverständnis der Betreffenden, also 
an diesen vorbei, ist unzulässig (§ 62 Abs. I SGB VIII), weil sich dies nicht mit dem für die genuine 
Arbeit notwendigen Vertrauensverhältnis verträgt. 

Die Pflicht zur Weitergabe von Informationen an das Jugendamt besteht,
•	 wenn eine akute Kindeswohlgefährdung besteht.
•	 wenn bei Feststellung gewichtiger Anhaltspunkte die Zugänge zu eigenen Hilfen nicht ausreichen. 

Die Eltern müssen aber vorher informiert werden.

Eine Befugnis zur Weitergabe besteht nur mit Einwilligung der Eltern.
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Eignung der Mitarbeitenden – Polizeiliches Führungszeugnis

§ 72a SGB VIII Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe dürfen für die Wahrnehmung der Aufgaben in der Kinder- 
und Jugendhilfe keine Person beschäftigen oder vermitteln, die rechtskräftig wegen einer Straftat 
nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184f, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 
236 des Strafgesetzbuchs verurteilt worden ist. Zu diesem Zweck sollen sie sich bei der Einstellung 
oder Vermittlung und in regelmäßigen Abständen von den betroffenen Personen ein Führungszeug-
nis nach § 30 Absatz 5 und § 30a Absatz 1 des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen.

(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern der freien 
Jugendhilfe sicherstellen, dass diese keine Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 
rechtskräftig verurteilt worden ist, beschäftigen.

Dieses Gesetz soll sicherstellen, dass auch bei den Trägern der freien Jugendhilfe keine Personen beschäf-
tigt sind, die rechtskräftig wegen einschlägiger Straftaten verurteilt sind.

Mit dem am 1. Mai 2010 in Kraft getretenen 5. Gesetz zur Änderung des Bundeszentralregis-
tergesetzes vom 16. Juli 2009 ist in §§ 30a, 31 Bundeszentralregistergesetz (BZRG) ein „erwei-
tertes Führungszeugnis“ eingeführt worden, welches über Personen erteilt werden kann, die 
beruflich, ehrenamtlich oder in sonstiger Weise kinder- oder jugendnah tätig sind oder tätig 
werden sollen.

Siehe auch Anlage Gesetz über das Zentralregister und das Erziehungsregister.

Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kommission über die Verpflichtung zur Vor-
lage eines erweiterten Führungszeugnisses für privatrechtlich Beschäftigte

Nachdem der Bundesgesetzgeber in einem ersten Schritt zum Schutz von Kindern und Jugendlichen 
den Trägern von Kindertagesstätten und anderen Jugendhilfeeinrichtungen die Beschäftigung von ge-
eignetem Personal ohne einschlägige Straftatbestände aufgetragen hat (§§ 8a, 72a Sozialgesetzbuch 
Teil VIII), hat er in einem weiteren Schritt zur Verbesserung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefähr-
dung die Vorschriften über das erweiterte Führungszeugnis noch weitergefasst. Weil vorrangig Kinder 
und Jugendliche schutzlos sind, wenn Sexualstraftaten von Personen begangen werden, die wegen 
ihrer beruflichen Stellung das besondere Vertrauen der Opfer genießen, wird künftig allen Personen, 
die im kinder- und jugendnahen Bereich beschäftigt werden, ein erweitertes Führungszeugnis erteilt, in 
dem die Verurteilungen zu Sexualstraftaten auch im untersten Strafbereich aufgenommen sind.

Daher hat die Arbeitsrechtliche Kommission am 27. Mai 2010 die allgemeine Pflicht zur Vorlage von 
erweiterten Führungszeugnissen für privatrechtlich Beschäftigte im Sinne von § 30a Bundeszentralre-
gistergesetz zum Nachweis der persönlichen Eignung bei dienstlichem Kontakt mit Kindern und Jugend-
lichen beschlossen. Diese Regelung nach Abschnitt I des 3. Änderungsbeschlusses vom 27. Mai 2010 
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ist zum 1. Juni 2010 in Kraft getreten und wurde systematisch eingefügt unter Abschnitt II Nr. 3 des 
TV-L-Anwendungsbeschlusses (KABl. S. 139). 

Alle zweieinhalb Jahre ist erneut ein aktuelles erweitertes Führungszeugnis vorzulegen. Die Kosten 
für die Führungszeugnisse trägt der Arbeitgeber. Sofern keine Eintragungen von Straftaten nach § 
72a SGB VIII bzw. § 32 Absatz 5 BZRG enthalten sind, gilt die Eignung als nachgewiesen. Nach der 
Vorlage beim Arbeitgeber sind Originalzeugnisse ohne einschlägige Eintragung von den Beschäftig-
ten aufzubewahren und auf Verlangen erneut vorzulegen. Darüber hinaus besteht die Verpflichtung 
zur unverzüglichen Anzeige von Ermittlungsverfahren oder Anklageerhebung wegen solcher in Bezug 
genommenen Straftaten.

Nach § 30a Absatz 1 Bundeszentralregistergesetz (BZRG) gilt Folgendes:

„(1) Einer Person wird auf Antrag ein erweitertes Führungszeugnis erteilt,
1. wenn die Erteilung in gesetzlichen Bestimmungen unter Bezugnahme auf diese Vorschrift vor-
gesehen ist oder
2. wenn dieses Führungszeugnis benötigt wird für
a) die Prüfung der persönlichen Eignung nach § 72a des Achten Buches Sozialgesetzbuch – Kin-
der- und Jugendhilfe –,
b) eine sonstige berufliche oder ehrenamtliche Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung oder Aus-
bildung Minderjähriger oder
c) eine Tätigkeit, die in einer Buchstabe b vergleichbaren Weise geeignet ist, Kontakt zu Minder-
jährigen aufzunehmen.

(2) Wer einen Antrag auf Erteilung eines erweiterten Führungszeugnisses stellt, hat eine schriftli-
che Aufforderung vorzulegen, in der die Person, die das erweiterte Führungszeugnis vom Antrag-
steller verlangt, bestätigt, dass die Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen. Im Übrigen gilt § 
30 entsprechend.“

Der Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 27. Mai 2010 betrifft alle unter den TV- L-Anwen-
dungsbeschluss fallenden privatrechtlich beschäftigten Personen im Sinne von § 30a Absatz 1 Nr. 2 BZRG. 
Hierzu zählen insbesondere:

•	 Erziehungspersonal in Kindertagesstätten und Kinderspielkreisen
•	 Psychologen, Sozialpädagogen, Sozialarbeiter, Erzieher in Beratungsstellen
•	 Mitarbeitende in der Jugendarbeit
•	 Lehrkräfte
•	 Chorleiter
•	 Hausmeister
•	 Ausbilder
•	 Auszubildende, Praktikanten
Das gilt grundsätzlich auch für Aushilfs- und Vertretungskräfte.

Soweit Beschäftigte zwar nicht mit der Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung oder Ausbildung Minder-
jähriger im Sinne von § 30a Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe b BZRG betraut sind, aber in vergleichbarer Weise 
über ihre Tätigkeit Kontakt zu Minderjährigen aufnehmen können, soll auch von diesen Beschäftigten 
die Vorlage des erweiterten Führungszeugnisses gemäß § 30a Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe c BZRG verlangt 
werden. Hierzu können beispielsweise Küster, andere Kirchenmusiker und Raumpflegepersonal zählen.
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Auch für infrage kommende Personen außerhalb der Anwendung des TV-L wird die Vorlage des 
erweiterten Führungszeugnisses empfohlen, z. B. Zivildienstleistende, Arbeitsgelegenheiten nach 
SGB II („1-Euro-Job“), Freiwillige Soziale/Ökologische Helfer. Bei Honorarkräften ist entsprechend 
zu verfahren.

Nach § 30a Absatz 1 Nr. 2 Buchstaben b und c BZRG wird auch bei ehrenamtlicher Beaufsichtigung, Be-
treuung, Erziehung oder Ausbildung sowie vergleichbarer Kontaktmöglichkeit ein erweitertes Führungs-
zeugnis erteilt. Ehrenamtliche Tätigkeit in unserer Landeskirche fällt nicht unter die arbeitsrechtlichen 
Regelungen, also auch nicht unter den Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 27. Mai 2010. 
Somit besteht für Ehrenamtliche nach dieser Regelung keine solche Vorlageverpflichtung. Im Zusam-
menhang mit bisher schon veröffentlichten Willensbildungen zu dieser Frage von verschiedenster Seite 
wird das Landeskirchenamt für unsere Landeskirche baldmöglichst eine grundsätzliche Aussage zur 
Anforderung von erweiterten Führungszeugnissen von Ehrenamtlichen treffen.

Sofern Anstellungsträger im Einzelfall die Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses von ehrenamt-
lich Tätigen für angezeigt und angemessen halten, können sie dies verlangen. 

Mit dem Antrag auf Erteilung des erweiterten Führungszeugnisses ist gemäß § 30a Absatz 2BZRG eine 
schriftliche Aufforderung des Anstellungsträgers vorzulegen, mit der dieser die Vorlage verlangt und 
das Vorliegen der Voraussetzungen des § 30a Absatz 1 bestätigt. Ein Muster-Schreiben ist als Anlage 
beigefügt.

In Einstellungsgesprächen ist auf die Notwendigkeit der Vorlage des erweiterten Führungszeugnisses 
als Einstellungsvoraussetzung hinzuweisen, verbunden mit der Erwartung, dass Bewerber eine bisher 
beanstandungsfreie Lebensführung haben.

Wir bitten die Anstellungsträger im Zusammenwirken mit den Kirchenkreis- und Stadtkirchenämtern um 
Umsetzung des beschriebenen Verfahrens.

Ehrenamtliche

Seit Inkrafttreten des „Schutzauftrages der Kinder- und Jugendhilfe“ im SGB VIII-KJHG wird politisch als 
auch fachlich immer wieder diskutiert, ob die Einholung von Führungszeugnissen auch für Ehrenamtliche 
sinnvoll oder notwendig ist. Nun hat das Bundeskinderschutzgesetz (SGB VIII) auch in § 72 a hier eine 
neue Regelung gebracht. 

(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern der 
freien Jugendhilfe sowie mit Vereinen im Sinne des § 54 sicherstellen, dass unter deren Verant-
wortung keine neben- oder ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 
1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und 
Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet oder einen 
vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit den Trä-
gern der freien Jugendhilfe Vereinbarungen über die Tätigkeiten schließen, die von den in Satz 
1 genannten Personen aufgrund von Art, Intensität und Dauer des Kontakts dieser Personen mit 
Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 
2 wahrgenommen werden dürfen.
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(5) Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen von den nach den Absätzen 3 und 4 
eingesehenen Daten nur den Umstand, dass Einsicht in ein Führungszeugnis genommen wurde, 
das Datum des Führungszeugnisses und die Information erheben, ob die das Führungszeugnis 
betreffende Person wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist. 
Die Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen diese erhobenen Daten nur speichern, 
verändern und nutzen, soweit dies zum Ausschluss der Personen von der Tätigkeit, die Anlass 
zu der Einsichtnahme in das Führungszeugnis gewesen ist, erforderlich ist. Die Daten sind vor 
dem Zugriff Unbefugter zu schützen. Sie sind unverzüglich zu löschen, wenn im Anschluss an 
die Einsichtnahme keine Tätigkeit nach Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 wahrgenommen 
wird. Andernfalls sind die Daten spätestens drei Monate nach der Beendigung einer solchen 
Tätigkeit zu löschen.“

Das heißt, das SGB VIII sieht keine generelle Führungszeugnispflicht für alle Ehrenamtliche in der Kin-
der- und Jugendarbeit vor und keine Verpflichtung für freie Träger.. Es verpflichtet ausschließlich die öf-
fentlichen Träger, mit den freien Trägern zu vereinbaren, für welche Tätigkeiten sich diese ein erweitertes 
Führungszeugnis von Ehrenamtlichen vorlegen lassen. Welche Tätigkeiten das sind, richtet sich jeweils 
nach Art, Intensität und Dauer des Kontakts der jeweiligen Person mit Kindern und Jugendlichen im Rah-
men der Tätigkeit.

Wer trägt die Kosten?

Die Gebühr für ein Führungszeugnis beträgt z. Z. 13,00 €. Laut vorläufigen Merkblatt des Bundesamtes 
für Justiz kann ausnahmsweise, wenn bestimmte Gründe vorliegen, die Gebühr ermäßigt oder von der 
Erhebung der Kosten abgesehen werden.

Ein solcher „Billigungsgrund“ bzw. besonderer Verwendungszweck kann vorliegen, wenn das Führungs-
zeugnis zum Zwecke des Ausübens einer ehrenamtlichen Tätigkeit benötigt wird, die im öffentlichen 
Interesse liegt. Wird für die ehrenamtliche Tätigkeit eine Aufwandsentschädigung gezahlt, kommt eine 
Gebührenbefreiung jedoch nicht in Betracht. Diese Regelung ist eine „Kann-Regelung“ und die Meldebe-
hörden versuchen zunehmend die Gebührenregelung zu verweigern.

Daher: Wenn Vereinbarungen geschlossen werden, sollte bereits in diese ein Passus aufgenommen wer-
den, dass die Kosten in den von der Vereinbarung betroffenen Ehrenamtlichen vom öffentlichen Trägern 
zu übernehmen sind.
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Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern 
und Jugendlichen (Bundeskinderschutzgesetz - BKiSchG)

§ 1 Kinderschutz und staatliche Mitverantwortung
(1) Ziel des Gesetzes ist es, das Wohl von Kindern und Jugendlichen zu schützen und ihre körperliche, 
geistige und seelische Entwicklung zu fördern.

(2) Pflege und Erziehung der Kinder und Jugendlichen sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvör-
derst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft.

(3) Aufgabe der staatlichen Gemeinschaft ist es, soweit erforderlich, Eltern bei der Wahrnehmung ihres 
Erziehungsrechts und ihrer Erziehungsverantwortung zu unterstützen, damit
1.	sie im Einzelfall dieser Verantwortung besser gerecht werden können,
2.	im Einzelfall Risiken für die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen frühzeitig erkannt werden und
3.	im Einzelfall eine Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen vermieden oder, falls 

dies im Einzelfall nicht mehr möglich ist, eine weitere Gefährdung oder Schädigung abgewendet wer-
den kann.

(4) Zu diesem Zweck umfasst die Unterstützung der Eltern bei der Wahrnehmung ihres Erziehungsrechts 
und ihrer Erziehungsverantwortung durch die staatliche Gemeinschaft insbesondere auch Information, 
Beratung und Hilfe. Kern ist die Vorhaltung eines möglichst frühzeitigen, koordinierten und multiprofessi-
onellen Angebots im Hinblick auf die Entwicklung von Kindern vor allem in den ersten Lebensjahren für 
Mütter und Väter sowie schwangere Frauen und werdende Väter (Frühe Hilfen).

§ 2 Information der Eltern über Unterstützungsangebote in Fragen der Kindesentwicklung
(1) Eltern sowie werdende Mütter und Väter sollen über Leistungsangebote im örtlichen Einzugsbereich 
zur Beratung und Hilfe in Fragen der Schwangerschaft, Geburt und der Entwicklung des Kindes in den 
ersten Lebensjahren informiert werden.

(2) Zu diesem Zweck sind die nach Landesrecht für die Information der Eltern nach Absatz 1 zuständigen 
Stellen befugt, den Eltern ein persönliches Gespräch anzubieten. Dieses kann auf Wunsch der Eltern in 
ihrer Wohnung stattfinden. Sofern Landesrecht keine andere Regelung trifft, bezieht sich die in Satz 1 
geregelte Befugnis auf die örtlichen Träger der Jugendhilfe.

§ 3 Rahmenbedingungen für verbindliche Netzwerkstrukturen im Kinderschutz
2 Gesetze verweisen aus 2 Artikeln auf § 3

(1) In den Ländern werden insbesondere im Bereich Früher Hilfen flächendeckend verbindliche Strukturen 
der Zusammenarbeit der zuständigen Leistungsträger und Institutionen im Kinderschutz mit dem Ziel 
aufgebaut und weiterentwickelt, sich gegenseitig über das jeweilige Angebots- und Aufgabenspektrum zu 
informieren, strukturelle Fragen der Angebotsgestaltung und -entwicklung zu klären sowie Verfahren im 
Kinderschutz aufeinander abzustimmen.

(2) In das Netzwerk sollen insbesondere Einrichtungen und Dienste der öffentlichen und freien Jugend-
hilfe, Einrichtungen und Dienste, mit denen Verträge nach § 75 Absatz 3 des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch bestehen, Gesundheitsämter, Sozialämter, Gemeinsame Servicestellen, Schulen, Polizei- und 
Ordnungsbehörden, Agenturen für Arbeit, Krankenhäuser, Sozialpädiatrische Zentren, Frühförderstellen, 
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Beratungsstellen für soziale Problemlagen, Beratungsstellen nach den §§ 3 und 8 des Schwangerschafts-
konfliktgesetzes, Einrichtungen und Dienste zur Müttergenesung sowie zum Schutz gegen Gewalt in 
engen sozialen Beziehungen, Familienbildungsstätten, Familiengerichte und Angehörige der Heilberufe 
einbezogen werden.

(3) Sofern Landesrecht keine andere Regelung trifft, soll die verbindliche Zusammenarbeit im Kinder-
schutz als Netzwerk durch den örtlichen Träger der Jugendhilfe organisiert werden. Die Beteiligten sollen 
die Grundsätze für eine verbindliche Zusammenarbeit in Vereinbarungen festlegen. Auf vorhandene Struk-
turen soll zurückgegriffen werden.

(4) Dieses Netzwerk soll zur Beförderung Früher Hilfen durch den Einsatz von Familienhebammen gestärkt 
werden. Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend unterstützt den Aus- und Auf-
bau der Netzwerke Frühe Hilfen und des Einsatzes von Familienhebammen auch unter Einbeziehung eh-
renamtlicher Strukturen durch eine zeitlich auf vier Jahre befristete Bundesinitiative, die im Jahr 2012 mit 
30 Millionen Euro, im Jahr 2013 mit 45 Millionen Euro und in den Jahren 2014 und 2015 mit 51 Millionen 
Euro ausgestattet wird. Nach Ablauf dieser Befristung wird der Bund einen Fonds zur Sicherstellung der 
Netzwerke Frühe Hilfen und der psychosozialen Unterstützung von Familien einrichten, für den er jährlich 
51 Millionen Euro zur Verfügung stellen wird. Die Ausgestaltung der Bundesinitiative und des Fonds wird 
in Verwaltungsvereinbarungen geregelt, die das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen mit den Ländern schließt.

§ 4 Beratung und Übermittlung von Informationen durch Geheimnisträger bei Kindeswohlgefährdung
(1) Werden
1.	Ärztinnen oder Ärzten, Hebammen oder Entbindungspflegern oder Angehörigen eines anderen Heil-

berufes, der für die Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte 
Ausbildung erfordert,

2.	Berufspsychologinnen oder -psychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlussprüfung,
3.	Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberaterinnen oder -beratern sowie
4.	Beraterinnen oder Beratern für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von einer Behörde oder Kör-

perschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist,
5.	Mitgliedern oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 des Schwan-

gerschaftskonfliktgesetzes,
6.	staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen oder -arbeitern oder staatlich anerkannten Sozialpädagogin-

nen oder -pädagogen oder
7.	Lehrerinnen oder Lehrern an öffentlichen und an staatlich anerkannten privaten Schulen in Ausübung 

ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder 
eines Jugendlichen bekannt, so sollen sie mit dem Kind oder Jugendlichen und den Personensorgebe-
rechtigten die Situation erörtern und, soweit erforderlich, bei den Personensorgeberechtigten auf die 
Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des 
Jugendlichen nicht infrage gestellt wird.

(2) Die Personen nach Absatz 1 haben zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung gegenüber dem Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft. Sie sind zu 
diesem Zweck befugt, dieser Person die dafür erforderlichen Daten zu übermitteln; vor einer Übermittlung 
der Daten sind diese zu pseudonymisieren.

(3) Scheidet eine Abwendung der Gefährdung nach Absatz 1 aus oder ist ein Vorgehen nach Absatz 1 er-
folglos und halten die in Absatz 1 genannten Personen ein Tätigwerden des Jugendamtes für erforderlich, 
um eine Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen abzuwenden, so sind sie befugt, 
das Jugendamt zu informieren; hierauf sind die Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei denn, dass damit 
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der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen infrage gestellt wird. Zu diesem Zweck sind die 
Personen nach Satz 1 befugt, dem Jugendamt die erforderlichen Daten mitzuteilen.

Das Achte Buch Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe – in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3134), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Juni 2011 
(BGBl. I S. 1306) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
a) Nach der Angabe zu § 8a wird folgende Angabe eingefügt: 
„§ 8b Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen“.
b) Die Angabe zum Fünften Abschnitt wird wie folgt gefasst:
„Fünfter Abschnitt Beurkundung, vollstreckbare Urkunden“.
c) Die Angabe zu § 59 wird wie folgt gefasst:
„§ 59 Beurkundung“.
d) Die Angabe zu § 72a wird wie folgt gefasst:
„§ 72a Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen“.
e) Nach der Angabe zu § 79 wird folgende Angabe eingefügt:
„§ 79a Qualitätsentwicklung in der Kinder- und Jugendhilfe“.
f ) Die Angabe zu § 81 wird wie folgt gefasst:
„§ 81 Strukturelle Zusammenarbeit mit anderen Stellen und öffentlichen Einrichtungen“.
g) Die Angabe zu § 86c wird wie folgt gefasst:
„§ 86c Fortdauernde Leistungsverpflichtung und Fallübergabe bei Zuständigkeitswechsel“.

2.	In § 2 Absatz 3 Nummer 12 werden die Wörter „und Beglaubigung“ gestrichen.
3.	§ 8 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Kinder und Jugendliche haben Anspruch auf Beratung ohne Kenntnis des Personensorgeberech-
tigten, wenn die Beratung aufgrund einer Not- und Konfliktlage erforderlich ist und solange durch die 
Mitteilung an den Personensorgeberechtigten der Beratungszweck vereitelt würde. § 36 des Ersten 
Buches bleibt unberührt.“

4. § 8a Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung wird wie folgt geändert: 
(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder 
Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte einzu-
schätzen. Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses Jugendlichen nicht infrage gestellt wird, 
hat das Jugendamt die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder den Jugendlichen in die Gefährdungs-
einschätzung einzubeziehen und, sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist, sich dabei 
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einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von seiner persönlichen Umgebung zu verschaffen. Hält 
das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für geeignet und notwendig, 
so hat es diese den Erziehungsberechtigten anzubieten.

(2) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforderlich, so hat es das Gericht anzu-
rufen; dies gilt auch, wenn die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage sind, bei der Abschät-
zung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine dringende Gefahr und kann die Entscheidung des 
Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das Jugendamt verpflichtet, das Kind oder den Jugendlichen in 
Obhut zu nehmen.

(3) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leistungsträger, der Einrichtungen 
der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf die Inanspruchnahme durch 
die Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges Tätigwerden erforderlich und wirken die Perso-
nensorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtigten nicht mit, so schaltet das Jugendamt die anderen 
zur Abwendung der Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein.
(4) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen nach diesem Buch 
erbringen, ist sicherzustellen, dass 
1.	deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefährdung eines von ihnen 

betreuten Kindes oder Jugendlichen eine Gefährdungseinschätzung vornehmen,
2.	bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend hinzugezogen wird sowie
3.	die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in die Gefährdungseinschätzung ein-

bezogen werden, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht infrage 
gestellt wird.

4.	In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für die Qualifikation der beratend hinzuzuziehenden insoweit 
erfahrenen Fachkraft insbesondere die Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkräfte der Träger bei den 
Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforderlich 
halten, und das Jugendamt informieren, falls die Gefährdung nicht anders abgewendet werden kann.

(5) Werden einem örtlichen Träger gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes 
oder eines Jugendlichen bekannt, so sind dem für die Gewährung von Leistungen zuständigen örtlichen 
Träger die Daten mitzuteilen, deren Kenntnis zur Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohl-
gefährdung nach § 8a erforderlich ist. Die Mitteilung soll im Rahmen eines Gespräches zwischen den 
Fachkräften der beiden örtlichen Träger erfolgen, an dem die Personensorgeberechtigten sowie das Kind 
oder der Jugendliche beteiligt werden sollen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des 
Jugendlichen nicht infrage gestellt wird.

5. Nach § 8a wird folgender § 8b eingefügt:
§ 8b Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen

(1) Personen, die beruflich in Kontakt mit Kindern oder Jugendlichen stehen, haben bei der Einschätzung 
einer Kindeswohlgefährdung im Einzelfall gegenüber dem örtlichen Träger der Jugendhilfe Anspruch auf 
Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft.

(2) Träger von Einrichtungen, in denen sich Kinder oder Jugendliche ganztägig oder für einen Teil des 
Tages aufhalten oder in denen sie Unterkunft erhalten, und die zuständigen Leistungsträger, haben 
gegenüber dem überörtlichen Träger der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung bei der Entwicklung und 
Anwendung fachlicher Handlungsleitlinien 
1.	zur Sicherung des Kindeswohls und zum Schutz vor Gewalt sowie
2.	zu Verfahren der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an strukturellen Entscheidungen in der 

Einrichtung sowie zu Beschwerdeverfahren in persönlichen Angelegenheiten.
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7. § 16 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:
„(3) Müttern und Vätern sowie schwangeren Frauen und werdenden Vätern sollen Beratung und Hilfe in Fragen 
der Partnerschaft und des Aufbaus elterlicher Erziehungs- und Beziehungskompetenzen angeboten werden.“
b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 4 und 5.

8. § 17 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Im Fall der Trennung und Scheidung sind Eltern unter angemessener Beteiligung des betroffenen Kin-
des oder Jugendlichen bei der Entwicklung eines einvernehmlichen Konzepts für die Wahrnehmung der el-
terlichen Sorge und der elterlichen Verantwortung zu unterstützen; dieses Konzept kann auch als Grundlage 
für einen Vergleich oder eine gerichtliche Entscheidung im familiengerichtlichen Verfahren dienen.“
b) In Absatz 3 werden die Wörter „(§ 622 Absatz 2 Satz 1 der Zivilprozessordnung)“ gestrichen und das 
Wort „Parteien“ durch die Wörter „beteiligte Eheleute und Kinder“ ersetzt.

9. § 37 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Pflegeperson hat vor der Aufnahme des Kindes oder Jugendlichen und während der Dauer 
des Pflegeverhältnisses Anspruch auf Beratung und Unterstützung; dies gilt auch in den Fällen, in 
denen für das Kind oder den Jugendlichen weder Hilfe zur Erziehung noch Eingliederungshilfe ge-
währt wird oder die Pflegeperson nicht der Erlaubnis zur Vollzeitpflege nach § 44 bedarf. Lebt das 
Kind oder der Jugendliche bei einer Pflegeperson außerhalb des Bereichs des zuständigen Trägers 
der öffentlichen Jugendhilfe, so sind ortsnahe Beratung und Unterstützung sicherzustellen. Der zu-
ständige Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat die aufgewendeten Kosten einschließlich der Verwal-
tungskosten auch in den Fällen zu erstatten, in denen die Beratung und Unterstützung im Wege der 
Amtshilfe geleistet wird. § 23 Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend.“
b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:

„(2a) Die Art und Weise der Zusammenarbeit sowie die damit im Einzelfall verbundenen Ziele sind im 
Hilfeplan zu dokumentieren. Bei Hilfen nach den §§ 33, 35a Absatz 2 Nummer 3 und § 41 zählen dazu 
auch der vereinbarte Umfang der Beratung der Pflegeperson sowie die Höhe der laufenden Leistungen 
zum Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen. Eine Abweichung von den dort getroffenen Feststellungen 
ist nur bei einer Änderung des Hilfebedarfs und entsprechender Änderung des Hilfeplans zulässig.“

10. In § 42 Absatz 2 Satz 3 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „; § 39 Absatz 4 Satz 2 gilt 
entsprechend.“ ersetzt.

11. Dem § 43 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„§ 72a Absatz 1 und 5 gilt entsprechend.“

12. Dem § 44 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„§ 72a Absatz 1 und 5 gilt entsprechend.“

13. § 45 wird wie folgt gefasst:
„§ 45 Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung
(1) Der Träger einer Einrichtung, in der Kinder oder Jugendliche ganztägig oder für einen Teil des Tages 
betreut werden oder Unterkunft erhalten, bedarf für den Betrieb der Einrichtung der Erlaubnis. Einer Er-
laubnis bedarf nicht, wer
1.	eine Jugendfreizeiteinrichtung, eine Jugendbildungseinrichtung, eine Jugendherberge oder ein Schul-

landheim betreibt,
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2.	ein Schülerheim betreibt, das landesgesetzlich der Schulaufsicht untersteht,
3.	eine Einrichtung betreibt, die außerhalb der Jugendhilfe liegende Aufgaben für Kinder oder Jugendliche 

wahrnimmt, wenn für sie eine entsprechende gesetzliche Aufsicht besteht oder im Rahmen des Hotel- 
und Gaststättengewerbes der Aufnahme von Kindern oder Jugendlichen dient.

(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn das Wohl der Kinder und Jugendlichen in der Einrichtung gewähr-
leistet ist. Dies ist in der Regel anzunehmen, wenn
1.	die dem Zweck und der Konzeption der Einrichtung entsprechenden räumlichen, fachlichen, wirtschaft-

lichen und personellen Voraussetzungen für den Betrieb erfüllt sind,
2.	die gesellschaftliche und sprachliche Integration in der Einrichtung unterstützt wird sowie die ge-

sundheitliche Vorsorge und die medizinische Betreuung der Kinder und Jugendlichen nicht erschwert 
werden sowie

3.	zur Sicherung der Rechte von Kindern und Jugendlichen in der Einrichtung geeignete Verfahren der Be-
teiligung sowie der Möglichkeit der Beschwerde in persönlichen Angelegenheiten Anwendung finden.

(3) Zur Prüfung der Voraussetzungen hat der Träger der Einrichtung mit dem Antrag
1.	die Konzeption der Einrichtung vorzulegen, die auch Auskunft über Maßnahmen zur Qualitätsentwick-

lung und -sicherung gibt, sowie
2.	im Hinblick auf die Eignung des Personals nachzuweisen, dass die Vorlage und Prüfung von aufga-

benspezifischen Ausbildungsnachweisen sowie von Führungszeugnissen nach § 30 Absatz 5 und § 
30a Absatz 1 des Bundeszentralregistergesetzes sichergestellt sind; Führungszeugnisse sind von dem 
Träger der Einrichtung in regelmäßigen Abständen erneut anzufordern und zu prüfen.

(4) Die Erlaubnis kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. Zur Sicherung des Wohls der Kinder 
und der Jugendlichen können auch nachträgliche Auflagen erteilt werden.

(5) Besteht für eine erlaubnispflichtige Einrichtung eine Aufsicht nach anderen Rechtsvorschriften, so hat 
die zuständige Behörde ihr Tätigwerden zuvor mit der anderen Behörde abzustimmen. Sie hat den Träger 
der Einrichtung rechtzeitig auf weitergehende Anforderungen nach anderen Rechtsvorschriften hinzuweisen.

(6) Sind in einer Einrichtung Mängel festgestellt worden, so soll die zuständige Behörde zunächst den 
Träger der Einrichtung über die Möglichkeiten zur Beseitigung der Mängel beraten. Wenn sich die Be-
seitigung der Mängel auf Entgelte oder Vergütungen nach § 75 des Zwölften Buches auswirken kann, 
so ist der Träger der Sozialhilfe an der Beratung zu beteiligen, mit dem Vereinbarungen nach dieser 
Vorschrift bestehen. Werden festgestellte Mängel nicht behoben, so können dem Träger der Einrichtung 
Auflagen erteilt werden, die zur Beseitigung einer eingetretenen oder Abwendung einer drohenden Be-
einträchtigung oder Gefährdung des Wohls der Kinder oder Jugendlichen erforderlich sind. Wenn sich 
eine Auflage auf Entgelte oder Vergütungen nach § 75 des Zwölften Buches auswirkt, so entscheidet 
die zuständige Behörde nach Anhörung des Trägers der Sozialhilfe, mit dem Vereinbarungen nach 
dieser Vorschrift bestehen, über die Erteilung der Auflage. Die Auflage ist nach Möglichkeit in Überein-
stimmung mit Vereinbarungen nach den §§ 75 bis 80 des Zwölften Buches auszugestalten.

(7) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen oder zu widerrufen, wenn das Wohl der Kinder oder der Ju-
gendlichen in der Einrichtung gefährdet und der Träger der Einrichtung nicht bereit oder nicht in der 
Lage ist, die Gefährdung abzuwenden. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Rücknahme 
oder den Widerruf der Erlaubnis haben keine aufschiebende Wirkung.“

14. § 47 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Der Träger einer erlaubnispflichtigen Einrichtung hat der zuständigen Behörde unverzüglich
1.	die Betriebsaufnahme unter Angabe von Name und Anschrift des Trägers, Art und Standort der Einrich-
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tung, der Zahl der verfügbaren Plätze sowie der Namen und der beruflichen Ausbildung des Leiters 
und der Betreuungskräfte,

2.	Ereignisse oder Entwicklungen, die geeignet sind, das Wohl der Kinder und Jugendlichen zu beein-
trächtigen, sowie

3.	die bevorstehende Schließung der Einrichtung anzuzeigen.“

15. Die Überschrift des Fünften Abschnitts des Dritten Kapitels wird wie folgt gefasst:
„Fünfter Abschnitt Beurkundung, vollstreckbare Urkunden“.

16. § 59 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
„§ 59 Beurkundung“.
b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 Nummer 9 werden die Wörter „§ 648 der Zivilprozessordnung“ durch die Wörter „§ 252 
des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit“ ersetzt.
bb) In Satz 2 werden die Wörter „und Beglaubigungen“ gestrichen.

17. In § 65 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 werden die Wörter „dem Vormundschafts- oder“ gestrichen.

18. § 72a wird wie folgt gefasst:
„§ 72a Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe dürfen für die Wahrnehmung der Aufgaben in der Kinder- und 
Jugendhilfe keine Person beschäftigen oder vermitteln, die rechtskräftig wegen einer Straftat nach den 
§§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184f, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Straf-
gesetzbuchs verurteilt worden ist. Zu diesem Zweck sollen sie sich bei der Einstellung oder Vermittlung 
und in regelmäßigen Abständen von den betroffenen Personen ein Führungszeugnis nach § 30 Absatz 
5 und § 30a Absatz 1 des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen.

(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern der freien 
Jugendhilfe sicherstellen, dass diese keine Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 
rechtskräftig verurteilt worden ist, beschäftigen.

(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass unter ihrer Verantwortung keine ne-
ben- oder ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt 
worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beauf-
sichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe über die Tätigkeiten entscheiden, die von den in Satz 1 genannten Personen 
aufgrund von Art, Intensität und Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur 
nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen.

(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern der freien Ju-
gendhilfe sowie mit Vereinen im Sinne des § 54 sicherstellen, dass unter deren Verantwortung keine 
neben- oder ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig 
verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendli-
che beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen 
die Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit den Trägern der freien Jugendhilfe Vereinbarungen über 
die Tätigkeiten schließen, die von den in Satz 1 genannten Personen aufgrund von Art, Intensität und 
Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnahme in das Füh-
rungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen.
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(5) Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen von den nach den Absätzen 3 und 4 ein-
gesehenen Daten nur den Umstand, dass Einsicht in ein Führungszeugnis genommen wurde, das 
Datum des Führungszeugnisses und die Information erheben, ob die das Führungszeugnis betreffen-
de Person wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist. Die Träger 
der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen diese erhobenen Daten nur speichern, verändern und 
nutzen, soweit dies zum Ausschluss der Personen von der Tätigkeit, die Anlass zu der Einsichtnahme 
in das Führungszeugnis gewesen ist, erforderlich ist. Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu 
schützen. Sie sind unverzüglich zu löschen, wenn im Anschluss an die Einsichtnahme keine Tätigkeit 
nach Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 wahrgenommen wird. Andernfalls sind die Daten spätes-
tens drei Monate nach der Beendigung einer solchen Tätigkeit zu löschen.“

19. § 74 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
„1. die fachlichen Voraussetzungen für die geplante Maßnahme erfüllt und die Beachtung der Grundsätze 
und Maßstäbe der Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung nach § 79a gewährleistet,“.

20. § 79 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen gewährleisten, dass zur Erfüllung der Aufgaben nach 
diesem Buch
1.	 die erforderlichen und geeigneten Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen den verschiedenen 

Grundrichtungen der Erziehung entsprechend rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung stehen; hier-
zu zählen insbesondere auch Pfleger, Vormünder und Pflegepersonen;

2.	 eine kontinuierliche Qualitätsentwicklung nach Maßgabe von § 79a erfolgt.
3.	 Von den für die Jugendhilfe bereitgestellten Mitteln haben sie einen angemessenen Anteil für die 

Jugendarbeit zu verwenden.“

21. Nach § 79 wird folgender § 79a eingefügt:
„§ 79a Qualitätsentwicklung in der Kinder- und Jugendhilfe
Um die Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 zu erfüllen, haben die Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der Qualität sowie geeignete Maßnahmen zu 
ihrer Gewährleistung für
1.	 die Gewährung und Erbringung von Leistungen,
2.	 die Erfüllung anderer Aufgaben,
3.	 den Prozess der Gefährdungseinschätzung nach § 8a,
4.	 die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen
5.	 weiterzuentwickeln, anzuwenden und regelmäßig zu überprüfen. Dazu zählen auch Qualitäts-

merkmale für die Sicherung der Rechte von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen und ihren 
Schutz vor Gewalt. Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe orientieren sich dabei an den fachli-
chen Empfehlungen der nach § 85 Absatz 2 zuständigen Behörden und an bereits angewandten 
Grundsätzen und Maßstäben für die Bewertung der Qualität sowie Maßnahmen zu ihrer Gewähr-
leistung.“

22. § 81 wird wie folgt gefasst:
„§ 81 Strukturelle Zusammenarbeit mit anderen Stellen und öffentlichen Einrichtungen
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben mit anderen Stellen und öffentlichen Einrichtungen, 
deren Tätigkeit sich auf die Lebenssituation junger Menschen und ihrer Familien auswirkt, insbeson-
dere mit
1.	 den Trägern von Sozialleistungen nach dem Zweiten, Dritten, Vierten, Fünften, Sechsten und dem 

Zwölften Buch sowie Trägern von Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz,
2.	 den Familien- und Jugendgerichten, den Staatsanwaltschaften sowie den Justizvollzugsbehörden,
3.	 Schulen und Stellen der Schulverwaltung,
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4.	 Einrichtungen und Stellen des öffentlichen Gesundheitsdienstes und sonstigen Einrichtungen und 
Diensten des Gesundheitswesens,

5.	 den Beratungsstellen nach den §§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes und Suchtbera-
tungsstellen,

6.	 Einrichtungen und Diensten zum Schutz gegen Gewalt in engen sozialen Beziehungen,
7.	 den Stellen der Bundesagentur für Arbeit,
8.	 Einrichtungen und Stellen der beruflichen Aus- und Weiterbildung,
9.	 den Polizei- und Ordnungsbehörden,
10.	der Gewerbeaufsicht und
11.	Einrichtungen der Ausbildung für Fachkräfte, der Weiterbildung und der Forschung
im Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse zusammenzuarbeiten.“

23. § 86c wird wie folgt gefasst:
„§ 86c Fortdauernde Leistungsverpflichtung und Fallübergabe bei Zuständigkeitswechsel
(1) Wechselt die örtliche Zuständigkeit für eine Leistung, so bleibt der bisher zuständige örtliche 
Träger so lange zur Gewährung der Leistung verpflichtet, bis der nunmehr zuständige örtliche Träger 
die Leistung fortsetzt. Dieser hat dafür Sorge zu tragen, dass der Hilfeprozess und die im Rahmen 
der Hilfeplanung vereinbarten Hilfeziele durch den Zuständigkeitswechsel nicht gefährdet werden.

(2) Der örtliche Träger, der von den Umständen Kenntnis erhält, die den Wechsel der Zuständigkeit be-
gründen, hat den anderen davon unverzüglich zu unterrichten. Der bisher zuständige örtliche Träger hat 
dem nunmehr zuständigen örtlichen Träger unverzüglich die für die Hilfegewährung sowie den Zustän-
digkeitswechsel maßgeblichen Sozialdaten zu übermitteln. Bei der Fortsetzung von Leistungen, die der 
Hilfeplanung nach § 36 Absatz 2 unterliegen, ist die Fallverantwortung im Rahmen eines Gespräches zu 
übergeben. Die Personensorgeberechtigten und das Kind oder der Jugendliche sowie der junge Volljährige 
oder der Leistungsberechtigte nach § 19 sind an der Übergabe angemessen zu beteiligen.“

24. In § 89a Absatz 2 werden die Wörter „oder wird“ gestrichen.

25. § 98 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
„3. Personen, die mit öffentlichen Mitteln geförderte Kindertagespflege gemeinsam oder aufgrund einer 
Erlaubnis nach § 43 Absatz 3 Satz 3 in Pflegestellen durchführen, und die von diesen betreuten Kinder,“.
b) Nummer 9 wird wie folgt gefasst:
„9. Maßnahmen des Familiengerichts,“.
c) Nach Nummer 12 wird folgende Nummer 13 eingefügt:
„13. Gefährdungseinschätzungen nach § 8a“.

26. § 99 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt geändert:
aa) Bei Buchstabe i wird nach dem Wort „Hilfe“ ein Komma eingefügt und das Wort „sowie“ gestrichen.
bb) Nach Buchstabe i wird folgender Buchstabe j eingefügt:
„j) vorangegangene Gefährdungseinschätzung nach § 8a Absatz 1 sowie“.
b) In Absatz 2 Nummer 1 werden nach den Wörtern „Zeitpunkt des Beginns und Dauer der Maßnah-
me,“ die Wörter „Durchführung aufgrund einer vorangegangenen Gefährdungseinschätzung nach § 
8a Absatz 1,“ eingefügt.
c) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:
„(6) Erhebungsmerkmale bei der Erhebung zum Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a 
sind Kinder und Jugendliche, bei denen eine Gefährdungseinschätzung nach Absatz 1 vorgenommen 
worden ist, gegliedert
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1.	nach der Art des Trägers, bei dem der Fall bekannt geworden ist, der die Gefährdungseinschätzung 
anregenden Institution oder Person, der Art der Kindeswohlgefährdung sowie dem Ergebnis der Ge-
fährdungseinschätzung,

2.	bei Kindern und Jugendlichen zusätzlich zu den in Nummer 1 genannten Merkmalen nach Geschlecht, 
Alter und Aufenthaltsort des Kindes oder Jugendlichen zum Zeitpunkt der Meldung sowie dem Alter 
der Eltern und der Inanspruchnahme einer Leistung gemäß den §§ 16 bis 19 sowie 27 bis 35a und der 
Durchführung einer Maßnahme nach § 42.“

d) Nach Absatz 6a wird folgender Absatz 6b eingefügt:
„(6b) Erhebungsmerkmal bei den Erhebungen über Maßnahmen des Familiengerichts ist die Zahl der 
Kinder und Jugendlichen, bei denen wegen einer Gefährdung ihres Wohls das familiengerichtliche Verfah-
ren aufgrund einer Anrufung durch das Jugendamt nach § 8a Absatz 2 Satz 1 oder § 42 Absatz 3 Satz 2 
Nummer 2 oder auf andere Weise eingeleitet worden ist und
1.	den Personensorgeberechtigten auferlegt worden ist, Leistungen nach diesem Buch in Anspruch zu nehmen,
2.	andere Gebote oder Verbote gegenüber den Personensorgeberechtigten oder Dritten ausgesprochen 

worden sind,
3.	Erklärungen der Personensorgeberechtigten ersetzt worden sind,
4.	die elterliche Sorge ganz oder teilweise entzogen und auf das Jugendamt oder einen Dritten als Vor-

mund oder Pfleger übertragen worden ist,
gegliedert nach Geschlecht, Alter und zusätzlich bei Nummer 4 nach dem Umfang der übertragenen An-
gelegenheit.“
e) Absatz 7 wird wie folgt geändert:
aa) In Nummer 1 Buchstabe c werden vor dem Wort „Anzahl“ die Wörter „Art und“ eingefügt.
bb) Nummer 3 wird wie folgt geändert:
aaa) In Buchstabe c wird das Wort „tägliche“ gestrichen.
bbb) In Buchstabe d wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.
ccc) Nach Buchstabe d wird folgender Buchstabe e angefügt:
„e) Gruppenzugehörigkeit.“
f ) Absatz 7b wird wie folgt gefasst:
„(7b) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen über Personen, die mit öffentlichen Mitteln geförderte 
Kindertagespflege gemeinsam oder aufgrund einer Erlaubnis nach § 43 Absatz 3 Satz 3 durchführen 
und die von diesen betreuten Kinder sind die Zahl der Tagespflegepersonen und die Zahl der von die-
sen betreuten Kinder jeweils gegliedert nach Pflegestellen.“

27. § 101 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Die Erhebungen nach § 99 Absatz 1 bis 5 sowie nach Absatz 6b bis 7b und 10 sind jährlich durch-
zuführen, die Erhebungen nach § 99 Absatz 1, soweit sie die Eingliederungshilfe für seelisch behinderte 
Kinder und Jugendliche betreffen, beginnend 2007. Die Erhebung nach § 99 Absatz 6 erfolgt laufend. Die 
übrigen Erhebungen nach § 99 sind alle vier Jahre durchzuführen, die Erhebungen nach Absatz 8 begin-
nend 1992, die Erhebungen nach Absatz 9 beginnend mit 2006. Die Erhebung nach § 99 Absatz 8 wird 
für das Jahr 2012 ausgesetzt.“
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Nummer 8 wird die Angabe „6,“ gestrichen und nach der Angabe „6a“ wird die Angabe „6b“ 
eingefügt.
bb) In Nummer 10 wird nach dem Wort „März“ ein Komma und danach folgende Nummer 11 angefügt:
„11. § 99 Absatz 6 sind zum Zeitpunkt des Abschlusses der Gefährdungseinschätzung“.

28. Dem § 103 wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) Die Ergebnisse der Kinder- und Jugendhilfestatistiken gemäß den §§ 98 und 99 dürfen auf der Ebene 
der einzelnen Gemeinde oder des einzelnen Jugendamtsbezirkes veröffentlicht werden.“
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Artikel 3 Änderung anderer Gesetze
1 Gesetz verweist aus 1 Artikel auf Artikel 3 | geänderte Normen: mWv. 1. Januar 2012 SGB IX § 21, SchKG 
§ 2, § 4 

(1) § 21 Absatz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch – Rehabilitation und Teilhabe behinderter Men-
schen – (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2001, BGBl. I S. 1046, 1047), das zuletzt durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2854) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	In Nummer 6 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt.
2.	Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 7 angefügt:

„7. das Angebot, Beratung durch den Träger der öffentlichen Jugendhilfe bei gewichtigen Anhaltspunk-
ten für eine Kindeswohlgefährdung in Anspruch zu nehmen.“

(2) Das Schwangerschaftskonfliktgesetz vom 27. Juli 1992 (BGBl. I S. 1398), das zuletzt durch Artikel 36 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1864) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	In § 2 Absatz 1 werden nach dem Wort „Beratungsstelle“ die Wörter „auf Wunsch anonym“ eingefügt.
2.	§ 4 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
„(2) Zur Information über die Leistungsangebote im örtlichen Einzugsbereich und zur Sicherstellung einer 
umfassende n Beratung wirken die Beratungsstellen in den Netzwerken nach § 3 des Gesetzes zur Ko-
operation und Information im Kinderschutz mit.“
b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Absätze 3 und 4.

Artikel 4 Evaluation
Die Bundesregierung hat die Wirkungen dieses Gesetzes unter Beteiligung der Länder zu untersuchen 
und dem Deutschen Bundestag bis zum 31. Dezember 2015 über die Ergebnisse dieser Untersuchung zu 
berichten.

Artikel 5 Neufassung des Achten Buches Sozialgesetzbuch
Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend kann den Wortlaut des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch in der vom 1. Januar 2012 an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen

Artikel 6 Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2012 in Kraft.
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Verhaltenskodex zur Verhinderung von Gewalt

Evangelische Kinder- und Jugendarbeit lebt durch die Beziehungen der Menschen miteinander und mit 
Gott. In der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen entsteht eine persönliche Nähe und Gemeinschaft, in 
der die Lebensfreude bestimmend ist und die von Vertrauen getragen wird. Dieses Vertrauen darf nicht 
zum Schaden von Kindern und Jugendlichen ausgenutzt werden.

Die Evangelische Jugend Kurhessen-Waldeck tritt entschieden dafür ein, Mädchen und Jungen vor Gefahren 
jeder Art zu schützen. Sie duldet keine körperliche, seelische oder psychische Gewalt. Sie wird alles ihr 
Mögliche tun, einen Zugriff von Tätern und Täterinnen auf Kinder und Jugendliche auszuschließen. 

Eine klare Positionierung zum Kinder- und Jugendschutz, ein Klima der offenen und sensiblen Ausein-
andersetzung mit dem Thema sowie Transparenz und Sensibilisierung tragen maßgeblich zur Qualität 
unserer Jugendarbeit bei. Kindern und Jugendlichen sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Kin-
der- und Jugendarbeit erlaubt dies, sich wohl und sicher zu fühlen.

Deshalb hat die Jugendkammer der Evangelischen Jugend Kurhessen-Waldeck diesen Verhaltenskodex am 
20.05.2011 beschlossen. Er gilt für die kirchlich getragene und verantwortete Arbeit von und mit Kindern 
und Jugendlichen in der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck auf allen Ebenen. 

1. Die Persönlichkeit und Würde von Kindern und Jugendlichen ist unantastbar
Wir beziehen gegen sexistisches, rassistisches, diskriminierendes und gewalttätiges Verhalten jeder Art 
aktiv Stellung. Wir verpflichten uns, Kinder und Jugendliche unabhängig ihres Alters und Geschlechts, 
ihrer Herkunft und Religion wertzuschätzen, sie zu begleiten und zu beraten, die von ihnen gesetzten 
Grenzen zu achten und zu respektieren.

2. Kinder und Jugendliche benötigen einen Entwicklungsraum, um sich frei zu entfalten
Wir bieten Kindern und Jugendlichen in unseren Angeboten den Raum, Selbstbewusstsein, die Fähigkeit 
zur Selbstbestimmung und eine geschlechterbewusste Identität zu entwickeln.

3. Gewalt und sexualisierte Gewalt dürfen kein Tabuthema sein 
Wir tolerieren keine Form der Gewalt, benennen sie offen und handeln zum Besten der Kinder und Ju-
gendlichen. Wir beziehen in der öffentlichen Diskussion klar Stellung.

4. Arbeit mit Kindern und Jugendlichen braucht aufmerksame und qualifizierte Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter
Wir alle tragen Verantwortung für Kinder und Jugendliche. Um dieser Verantwortung gerecht zu werden, ent-
wickeln wir Konzepte, damit in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen keine Grenzverletzungen und keine 
sexualisierte Gewalt möglich werden. Hierfür behandeln wir diese Themen in unserer Ausbildung regelmäßig.

5. Kinder und Jugendliche müssen vor Schaden geschützt werden 
Wir schützen die uns anvertrauten Kinder und Jugendlichen vor körperlichem und seelischem Schaden, 
vor Missbrauch und Gewalt.
 
6. Grenzverletzungen wird konsequent nachgegangen 
Der Schutz der Kinder und Jugendlichen steht dabei an erster Stelle. Im Konfliktfall informieren wir die 
Verantwortlichen auf der Leitungsebene und ziehen professionelle Unterstützung und Hilfe hinzu. Die 
Vorgehensweisen und möglichen Ansprechpartner sind uns bekannt.
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Selbstverpflichtungserklärung	

Ich habe mich mit dem Verhaltenskodex für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Evangelischen Jugend 
Kurhessen-Waldeck auseinandergesetzt und werde mich daran halten.

Bei Hinweisen auf schwerwiegende Probleme und dem Verdacht, dass das Wohl des Kindes bzw. der Ju-
gendlichen oder des Jugendlichen gefährdet ist, informiere ich die verantwortliche Leitung der Arbeit mit 
Kindern und Jugendlichen (z. B. den oder die hauptberuflich Beschäftigten oder die Teamleitung) oder 
eine anderweitige Vertrauensperson. 

Ich versichere, dass ich keine der in § 72a SGB VIII bezeichnete Straftat begangen habe. Weiter versichere 
ich, dass ich nicht wegen einer solchen Straftat rechtskräftig verurteilt worden bin, noch dass derzeit 
ein gerichtliches Verfahren noch ein staatsanwaltschaftliches Ermittlungsverfahren wegen einer solchen 
Straftat gegen mich anhängig ist.

Name, Vorname:....... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

geb. am:....... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Ort, Datum:....... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Unterschrift:....... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
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Dokumentation von Beobachtungen bei Verdacht  
auf Kindeswohlgefährdung

Name des Kindes/des Jugendlichen:............................................................................................................

Alter des Kindes/des Jugendlichen:..............................................................................................................

Datum Beobachtung Beobachtung/wer Hypothese/Einschätzung

Unterschrift:....................................................................................................................................................
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Beobachtungs- und Bewertungsinstrument zur Risiko- und 
Gefahreneinschätzung bei Verdacht auf Kindeswohlgefähr-
dung der Forschungsgruppe PETRA

Leitfaden

Die vorliegende Checkliste wurde auf der Grundlage von Erprobungen verschiedener Manuale zur 
Risikoeinschätzung und aus den Fachdiskussionen in Fortbildungs- und Qualifizierungsreihen der 
Forschungsgruppe PETRA zum §8a SGB VIII entwickelt.

Das (vorläufige) Ergebnis liegt in Form eines Beobachtungs- und Bewertungsinstruments zur Risiko- 
und Gefahreneinschätzung bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung vor.

Der Bogen verortet sich an bereits vorhandenen Dokumentationssystemen, die sich auch an aktu-
ellen Diskursen zu den Grundbedürfnissen des Kindes, zur Bindungstheorie und Entwicklungspsy-
chologie orientieren (wie z. B. der Stuttgarter Kinderschutzbogen SKB). Als Quellen für die Auswahl 
und Formulierung der Risiko- und Schutzfaktoren dienten unter anderen die von H. Kindler u. a. im 
„Handbuch Kindeswohlgefährdung nach §1666 und Allgemeiner Sozialer Dienst (ASD)“ genannten 
Definitionen zur psychischen Vernachlässigung und Misshandlung von Kindern und Jugendlichen.

Die Verfasser sind sich bewusst, dass das vorliegende Instrument die Prognose hinsichtlich akuter 
oder drohender Kindeswohlgefährdung lediglich als Wahrnehmungs- und Bewertungsinstrument un-
terstützen kann und die Feld- und Fachkompetenz der handelnden Akteure voraussetzt.

Der Bogen kann für Kinder und Jugendliche von 0-18 Jahre eingesetzt werden, wobei für die Gruppe 
der 0-3-Jährigen keine spezifischen Belastungssymptome als Anhaltspunkte für eine Kindeswohl-
gefährdung aufgeführt sind. Hier sollte bei Bedarf ein speziell auf diese Altersgruppe ausgerichte-
tes Instrumentarium verwendet werden. Der Bogen soll im Prozessverlauf die Wahrnehmung, das 
Erkennen und die Gesamteinschätzung einer möglichen Kindeswohlgefährdung unterstützen und 
gleichzeitig als Dokumentations- und Kommunikationsgrundlage für den Austausch mit anderen 
Fachkräften dienen. 

Gliederung	
Die Einschätzungsgrundlage bilden Risikofaktoren, die an der/dem Minder- jährigen sichtbar werden, 
Risikofaktoren, die sich am Verhalten der Eltern bzw. 

Bezugspersonen festmachen, Risikofaktoren, die die soziale Situation der Familie bzw. deren Umfeld 
betreffen sowie Schutzfaktoren aufseiten der/des Minderjährigen und aufseiten der Eltern.

Der Bogen sieht maximal 3 Bewertungsvorgänge zur Risikoeinschätzung vor, die jeweils in eine zu-
sammenfassende Einschätzung münden und dokumentiert werden. 

Anwendung	
Die Checkliste sollte ab dem Bekanntwerden einer möglichen Kindeswohlgefährdung eingesetzt werden.
Beim Ausfüllen des Bogens muss die folgende Logik, die der Formulierung der einzelnen Risiko- und 
Schutzfaktoren zugrunde liegt, beachtet werden: unter der fett gedruckten Überschrift eines Risiko-
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faktors (z. B. Körperpflege) wer-den verschiedene Möglichkeiten der Ausprägung (z. B. unzureichen-
de Körperhygiene und kariöse Zähne) dieses Risikofaktors aufgeführt, die unabhängig voneinander 
auftreten können. Die aufgeführten Ausprägungen stellen dabei nur Beispiele und keine erschöp-
fende Aufzählung dar. Es reicht deshalb nicht, beim Vorliegen bzw. bei Hinweisen auf eines dieser 
Ausprägungen nur das entsprechende Feld anzukreuzen. Vielmehr müssen in dem nebenstehenden 
Feld Bemerkungen die konkret beobachtbaren Anhaltspunkte kurz vermerkt werden, damit man 
nachvollziehen kann, welche Ausprägung(en) eines Risikofaktors im Einzelnen Fall vorliegt.

Vor dem spezifischen Einsatz sollte das Instrument zur Schulung und Qualifizierung im Vorfeld er-
probt werden.

 

Ziele Für die frühe Einschätzung einer akuten Kindeswohlgefährdung sind vor-
rangig das Alter des Kindes und die Erfüllung der Grund- und Schutzbe-
dürfnisse zu berücksichtigen.

Bei unklaren ersten Einschätzungen muss zeitnah eine zweite bzw. dritte 
Bewertungen erfolgen, die neben den Risikofaktoren die Schutzfaktoren 
einer besonderen Prüfung unterzieht.

Datenerhebung Für die Datenerhebung ist die persönliche Inaugenscheinnahme des 
Kindes Grundvoraussetzung. Diese kann in unterschiedlichen Kontexten 
erfolgen. Zu berücksichtigen sind die geltenden Datenschutzbestimmun-
gen, besonders bezogen auf der Weitergabe und Nutzung von personen-
bezogenen Daten.

Auswertung Die Auswertung der erhobenen Daten erfolgt in der „Zusammenfassung 
der Einschätzung“ auf dem Deckblatt des Manuals.

Die Einschätzungen zu Risiko- und Schutzfaktoren sollen unabhängig 
voneinander getroffen werden. Aus den Antworten zur Risikoeinschät-
zung ergibt sich der Grad der Gefährdung. Aus den Antworten zu den 
Schutzfaktoren ergeben sich Hinweise, die die Gefahr für das Kind in 
Richtung Ent- oder Verschärfung relativieren. Bei der zusammenfassen-
den Einschätzung sollte immer auch das Alter des Kindes entsprechend 
berücksichtigt werden.

Falls eine Vielzahl der Einschätzungen nicht früh getroffen werden können 
und eine Bewertung so nicht möglich ist, ist der Schluss zu ziehen, dass 
die Situation des Kindes unklar ist und erhellt werden muss. Ein zweiter 
oder auch dritter Bewertungsvorgang ist dann zwingend erforderlich.
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Verfahrensstandards bei Verdacht auf Gefährdung des Kindeswohls
Gewährleistung des staatlichen Wächteramts im Rahmen des Schutzauftrages gem. § 8a SGB VIII

Checkliste Risiko- und Schutzfaktoren

Name der/des Minderjährigen: ...... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . geb. am: ....... . . . . . . . . . .

Wohnhaft in: ....... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Dienststelle/Einrichtung: ....... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Sachbearbeitung erfolgt durch: ....... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Zusammenfassende Einschätzung d. Unterzeichnenden, auch unter Berücksichtigung des Alters des 
Kindes: Bitte mit Angabe des Erhebungsdatums ankreuzen.

nach Einschätzung/Bewertung 1
Datum

.................

2
Datum

.................

3
Datum

.................

Noch nicht einschätzbar, weiterer Klärungsbedarf

Nicht gefährdet, sehe keinen Hilfebedarf

Nicht gefährdet, sehe aber weiteren Unterstützungsbedarf

Gefährdet, wenn nicht über Hilfen Veränderungen erzielt werden

Akute Gefährdung liegt vor! Sofortige Benachrichtigung 
des ASD

		

Bemerkung:

.........................................................................	 .........................................................................
Ort, Datum	 Unterschrift:
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Protokoll der Fallbesprechung mit der insoweit erfahrenen  
Fachkraft (iseF) am .............................................................

Name des Kindes/des Jugendlichen................................................................................................................

Alter des Kindes/des Jugendlichen.................................................................................................................

Anschrift..........................................................................................................................................................

Beteiligte an der Besprechung.......................................................................................................................

1. Beschreibung der Ausgangssituation.......................................................................................................

.......................................................................................................................................................................

.......................................................................................................................................................................

2. Einschätzung der Gesamtsituation............................................................................................................

.......................................................................................................................................................................

.......................................................................................................................................................................

3. Weitere Vorgehensweise

Ziele: ..............................................................................................................................................................

.......................................................................................................................................................................

Verabredungen:

Was Wer Wann/Wie oft

Überprüfung der Verabredungen:

Was Wer Wann/Wie oft
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Was ist ein erweitertes Führungszeugnis und  
welchen Inhalt hat es?

Mit dem am 1. Mai 2010 in Kraft getretenen 5. Gesetz zur Änderung des Bundeszentralregistergesetzes 
vom 16. Juli 2009 ist in §§ 30a, 31 Bundeszentralregistergesetz (BZRG) ein „erweitertes Führungszeug-
nis“ eingeführt worden, welches über Personen erteilt werden kann, die beruflich, ehrenamtlich oder 
in sonstiger Weise kinder- oder jugendnah tätig sind oder tätig werden sollen.

Die Änderung setzt bei der den Inhalt des Führungszeugnisses bestimmenden Norm des § 32 BZRG 
an, welche eine Regel aufstellt, von dieser jedoch Ausnahmen zulässt, die allerdings für bestimmte 
Straftatbestände wiederum nicht gelten.

Grundsätzlich muss ein Führungszeugnis nicht – wie § 30 Abs. 1 BZRG entnommen werden könnte–- 
immer „den eine bestimmte Person betreffenden Inhalt des Zentralregisters“ enthalten. Im Interesse 
der Resozialisierung des Verurteilten beinhaltet es mitunter nur einen begrenzten Ausschnitt der 
tatsächlich vorhandenen Eintragungen. In diesem Sinne regelt § 32 Abs. 2 BZRG, dass in den dort 
aufgeführten Fällen im Zentralregister gespeicherte Entscheidungen nicht in ein Führungszeugnis 
aufgenommen werden.

In all diesen, die Verurteilten begünstigenden Ausnahmen des § 32 Abs. 2 Nr. 3 bis 9 BZRG kommt 
es nach § 32 Abs. 1 Satz 2 BZRG doch zu einer Eintragung im Führungszeugnis, wenn die jeweilige 
Entscheidung wegen der Begehung einer Straftat nach den §§ 174 bis 180 oder § 182 StGB erfolgt ist.

Nicht erfasst von diesem Ausschluss der registerrechtlichen Privilegierung sind bisher allerdings Ver-
urteilungen wegen weiterer Sexualdelikte, z. B. wegen der Verbreitung, des Erwerbs oder des Besitzes 
kinderpornografischer Schriften nach § 184b StGB sowie nach den für den Schutz von Kindern und 
Jugendlichen ebenfalls besonders relevanten Straftatbeständen der Verletzung der Fürsorge oder Erzie-
hungspflicht gem. § 171 StGB und der Misshandlung von Schutzbefohlenen gem. § 225 StGB.

Nach den seit dem 1. Mai 2010 geltenden gesetzlichen Regelungen verbleibt es bei den bisherigen 
Vorschriften in § 32 Abs. 1 und 2 BZRG, d. h., eine „Bagatellverurteilung“ wegen Verwirklichung der 
in § 32 Abs. 1 Satz 2 BZRG genannten Straftatbestände ist immer bis zum Ablauf der gesetzlichen 
Fristen in jedes Führungszeugnis aufzunehmen. Die registerrechtliche Behandlung von Verurteilun-
gen nach den weiteren Straftatbeständen, deren Offenbarung in jedem Fall im Führungszeugnis zum 
Schutz von Kindern und Jugendlichen angezeigt ist, regelt nunmehr § 32 Abs. 5 BZRG. Die Norm 
schreibt nach dem Vorbild des § 32 Abs. 1 Satz 2 BZRG vor, dass die Privilegierungen nach § 32 Abs. 
2 Nr. 3 bis 9 BZRG nicht gelten bei Verurteilungen wegen einer Straftat nach den §§ 171, 180a, 181a, 
183 bis 184f, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 StGB. Solche Verurteilungen werden aber nicht 
wie diejenigen nach den in § 32 Abs. 1 Satz 2 BZRG genannten Straftatbeständen in jedes Führungs-
zeugnis aufgenommen, sondern nur in ein sogenanntes „erweitertes Führungszeugnis“, welches auf 
Antrag des Betroffenen ausschließlich für einen begrenzten Adressatenkreis auszustellen ist. Ein sol-
ches „erweitertes Führungszeugnis“ ist nach § 30a Abs. 1 BZRG einer Person nur zu erteilen, wenn 
dies in gesetzlichen Bestimmungen unter Bezugnahme auf § 30a BZRG vorgesehen ist oder wenn 
das Führungszeugnis für die Prüfung der persönlichen Eignung nach § 72a des 8. Buchs Sozialge-
setzbuch, eine sonstige berufliche oder ehrenamtliche Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung oder 
Ausbildung Minderjähriger oder eine Tätigkeit benötigt wird, die in vergleichbarer Weise geeignet ist, 
Kontakt zu Minderjährigen aufzunehmen.
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Das Antragsverfahren stellt sich im Grundsatz wie bisher dar, d. h., der Betroffene muss den Antrag 
nach § 30 Abs. 2 BZRG bei der zuständigen Meldebehörde stellen. Ergänzend hat er dort eine schriftli-
che Aufforderung der Stelle vorzulegen, die das erweiterte Führungszeugnis verlangt und in der diese 
bestätigt, dass die Voraussetzungen des § 30a Abs. 1 BZRG vorliegen.

Der „Bewerber“ kann das erweiterte Führungszeugnis mit entsprechender Bestätigung für sich bekom-
men oder nach § 30a Abs. 2 Satz 2 i. V. m. § 30 Abs. 5 BZRG zur Vorlage bei einer Behörde beantragen.

Führungszeugnisse mit dem erweiterten Inhalt können Behörden „zum Zwecke des Schutzes Minder-
jähriger“ auch unmittelbar nach § 31 Abs. 2 BZRG beantragen und erhalten, wenn eine Aufforderung an 
den Betroffenen zur Vorlage nicht sachgemäß ist oder erfolglos bleibt.

Straftaten in § 72a SGB VIII

Gesichert werden soll, dass keine Personen beschäftigt werden, die rechtskräftig wegen einer
Straftat nach folgenden §§ des Strafgesetzbuchs verurteilt sind:

171 Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht

174 Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen

174 a Sexueller Missbrauch von Gefangenen, behördlich Verwahrten oder Kranken 
und Hilfsbedürftigen in Einrichtungen

174 b Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung einer Amtsstellung

174 c Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-, Behandlungs- oder 
Betreuungsverhältnisses

176 Sexueller Missbrauch von Kindern

176 a Schwerer Sexueller Missbrauch von Kindern

176 b Schwerer Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge

177 Sexuelle Nötigung; Vergewaltigung

178 Sexuelle Nötigung und Vergewaltigung mit Todesfolge

179 Sexueller Missbrauch widerstandsunfähiger Personen

180 Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger

180 a Ausbeutung von Prostituierten

181 a Zuhälterei

182 Sexueller Missbrauch von Jugendlichen

183 Exhibitionistische Handlungen

183 a Erregung öffentlichen Ärgernisses

184 Verbreitung pornografischer Schriften

184 a Verbreitung gewalt- oder tierpornografischer Schriften

184 b Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornografischer Schriften

184 c Verbreitung pornografischer Darbietungen durch Rundfunk, Medien- oder Teledienste

184 d Ausübung verbotener Prostitution

184 e Jugendgefährdende Prostitution

225 Misshandlung von Schutzbefohlenen
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Das materielle Strafrecht zum Schutze der sexuellen 
Selbstbestimmung Rechtsanwältin Barbara Rost-Haigis, Würzburg

Begrif fsbestimmungen: § 184 f StGB:

Im Sinne dieses Gesetzes sind

(1)	 sexuelle Handlungen
	 nur solche, die im Hinblick auf das jeweils geschätzte Rechtsgut von einiger Erheblichkeit sind,

(2)	 sexuelle Handlungen vor einem anderen
	 nur solche, die vor einem anderen vorgenommen werden, der den Vorgang wahrnimmt.
	 Das heißt, nach außen erkennbare Sexualbezogenheit, gewisse Erheblichkeit:

Ja:
	 Betasten der weiblichen Brust, gewaltsamer Zungenkuss.

Nein:
	 • Streicheln des Körpers.
	 • Grobe Zudringlichkeit (Begrapschen) – umstritten –.
	 • Streicheln des nackten Knies – umstritten –.
	 • Auch nichtflüchtiger Griff an die Genitalien einer bekleideten Person – sehr umstritten –.

Sind diese Übergriffe dann wenigstens als Beleidigung strafbar? Nach BGH nein, weil der Beleidigungs-
tatbestand kein so genannter Auffangtatbestand ist. Ja Oberlandesgericht Bamberg.

§ 176 StGB: Sexueller Missbrauch von Kindern:
(1)	 Wer sexuelle Handlungen an einer Person unter vierzehn Jahren (Kind) vornimmt oder an sich von dem 
	 Kind vornehmen lässt, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft.

(2)	 Ebenso wird bestraft, wer ein Kind dazu bestimmt, dass es sexuelle Handlungen an einem Dritten 
	 vornimmt oder von einem Dritten an sich vornehmen lässt.

(3)	 In besonders schweren Fällen ist auf Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr zu erkennen.

(4)	 Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer
1.	 sexuelle Handlungen vor einem Kind vornimmt,
2.	 ein Kind dazu bestimmt, dass es sexuelle Handlungen vornimmt, soweit die Tat nicht nach Absatz 1  
	 oder Absatz 2 mit Strafe bedroht ist,
3.	 auf ein Kind durch Schriften (§11 Abs. 3) einwirkt, um es zu sexuellen Handlungen zu bringen, die  
	 es an oder vor dem Täter oder einem Dritten vornehmen oder von dem Täter oder einem Dritten an  
	 sich vornehmen lassen soll, oder
4.	 auf ein Kind durch Vorzeigen pornographischer Abbildungen oder Darstellungen, durch Abspielen  
	 von Tonträgern pornographischen Inhalts oder durch entsprechende Reden einwirkt.

(5)	 Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer ein Kind für eine Tat nach den 
	 Absätzen 1 bis 4 anbietet oder nachzuweisen verspricht oder wer sich mit einem anderen zu einer  
	 solchen Tat verabredet.
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(6)	 Der Versuch ist strafbar; dies gilt nicht für Taten nach Absatz 4 Nr. 3 und 4 und Absatz 5.

•	 Ist das Opfer unter 14 Jahre, so ist die Tat immer strafbar, gleichgültig ob der Täter ein Verwandter  
	 oder Fremder ist.
•	 Der Täter muss das Alter kennen. Es reicht bedingter Vorsatz. Dass er das Alter kannte, muss dem 
	 Täter nachgewiesen werden.
•	 Täter ist jeder ab 14 Jahren.
•	 Es ist unerheblich, ob das Opfer zustimmt, d. h. auch bei Einverständnis besteht Strafbarkeit.

§ 176 a StGB: Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern:
(1)	 Der sexuelle Missbrauch von Kindern wird in den Fällen des § 176 Abs. 1 und 2 mit Freiheitsstrafe nicht 
	 unter einem Jahr bestraft, wenn der Täter innerhalb der letzten fünf Jahre wegen einer solchen Straftat  
	 rechtskräftig verurteilt worden ist.

(2)	 Der sexuelle Missbrauch von Kindern wird in den Fällen des § 176 Abs. 1 und 2 mit Freiheitsstrafe nicht 
	 unter zwei Jahren bestraft, wenn

1.	 eine Person über achtzehn Jahren mit dem Kind den Beischlaf vollzieht oder ähnliche sexuelle  
	 Handlungen an ihm vornimmt oder an sich von ihm vornehmen lässt, die mit einem Eindringen in  
	 den Körper verbunden sind,
2.	 die Tat von mehreren gemeinschaftlich begangen wird,
3.	 der Täter das Kind durch die Tat in die Gefahr einer schweren Gesundheitsschädigung oder einer  
	 erheblichen Schädigung der körperlichen oder seelischen Entwicklung bringt.

(3)	 Mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren wird bestraft, wer in den Fällen des § 176 Abs. 1 bis 3, 4 Nr. 
	 1 oder 2 oder des § 176 Abs. 6 als Täter oder anderer Beteiligter in der Absicht handelt, die Tat zum  
	 Gegenstand einer pornographischen Schrift (§ 11 Abs. 3) zu machen, die nach § 184 b Abs. 1 bis 3  
	 verbreitet werden soll.

(4)	 In minder schweren Fällen des Absatzes 1 ist auf Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren, 
	 in minder schweren Fällen des Absatzes 2 auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren zu  
	 erkennen.

(5)	 Mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren wird bestraft, wer das Kind in den Fällen des § 176 Abs. 1 bis 
	 3 bei der Tat körperlich schwer misshandelt oder durch die Tat in die Gefahr des Todes bringt.

(6)	 In die in Absatz 1 bezeichnete Frist wird die Zeit nicht eingerechnet, in welcher der Täter auf behördliche 
	 Anordnung in einer Anstalt verwahrt worden ist. Eine Tat, die im Ausland abgeurteilt worden ist, steht  
	 in den Fällen des Absatzes 1 einer im Inland abgeurteilten Tat gleich, wenn sie nach deutschem  
	 Strafrecht eine solche nach § 176 Abs. 1 oder 2 wäre.

Dieser liegt vor bei Beischlaf, oraler und analer Penetration.

§ 174 StGB: Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen:
(1)	 Wer sexuelle Handlungen

1.	 an einer Person unter sechzehn Jahren, die ihm zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur Betreuung  
	 in der Lebensführung anvertraut ist,
2.	 an einer Person unter achtzehn Jahren, die ihm zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur Betreuung in  
	 der Lebensführung anvertraut oder im Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses unterge- 
	 ordnet ist, unter Missbrauch einer mit dem Erziehungs-, Ausbildungs-, Betreuungs-, Dienst- oder  
	 Arbeitsverhältnis verbundenen Abhängigkeit oder
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3.	 an seinem noch nicht achtzehn Jahre alten leiblichen oder angenommenen Kind

vornimmt oder an sich von dem Schutzbefohlenen vornehmen lässt, wird mit Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren bestraft.

(2)	 Wer unter Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3
1.	 sexuelle Handlungen vor dem Schutzbefohlenen vornimmt oder
2.	 den Schutzbefohlenen dazu bestimmt, dass er sexuelle Handlungen an ihm vornimmt,

um sich oder den Schutzbefohlenen hierdurch sexuell zu erregen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(3)	 Der Versuch ist strafbar.

(4)	 In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 oder des Absatzes 2 in Verbindung mit Absatz 1 Nr. 1 kann das Ge-
	 richt von einer Bestrafung nach dieser Vorschrift absehen, wenn bei Berücksichtigung des Verhaltens  
	 des Schutzbefohlenen das Unrecht der Tat gering ist.

Altersgrenze 16 Jahre:
	 • Eigenes Kind: immer.
	 • Stiefkind: im Regelfall – wenn zur Erziehung und Lebensführung anvertraut.
	 • In sonstigen Fällen: Wenn zur Lebensführung anvertraut.

Ja:
	 • Lehrer (meist)
	 • Pfarrer bei Konfirmation u. ä.
	 • Ausbildungsverhältnis.
	 • Leiter(in) eines Jugendheims und Jugendherberge.
	 • Leiter eines Zeltlagers.
	 • Leiter einer sportlichen Leistungsgemeinschaft.
	 • Begleiter einer Schülerfußballmannschaft.

Nein:
	 • Tanzlehrer, Fahrlehrer, Tennistrainer u. ä.

Altersgrenze 18 Jahre:
	 • Eigenes Kind immer.
	 • Stiefkind und in sonstigen Fällen, bei Anvertrautheit gemäß oben und unter Ausnutzung der  
	    Abhängigkeit.

Beachte auch besonders Abs. 4.

§ 174c StGB: Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-, Behandlungs- 
oder Betreuungsverhältnisses:
(1)	 Wer sexuelle Handlungen an einer Person, die ihm wegen einer geistigen oder seelischen Krankheit 
	 oder Behinderung einschließlich einer Suchtkrankheit oder wegen einer körperlichen Krankheit oder  
	 Behinderung zur Beratung, Behandlung oder Betreuung anvertraut ist, unter Missbrauch des Be- 
	 ratungs-, Behandlungs- oder Betreuungsverhältnisses vornimmt oder an sich von ihr vornehmen lässt,  
	 wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.



57

Anhang

Handlungsleitfaden zum Kindesschutz für hauptberuflich Beschäftigte und Verantwortungsträger in der Kinder- und Jugendarbeit

(2)	 Ebenso wird bestraft, wer sexuelle Handlungen an einer Person, die ihm zur psychotherapeutischen 
	 Behandlung anvertraut ist, unter Missbrauch des Behandlungsverhältnisses vornimmt oder an sich  
	 von ihr vornehmen lässt.

(3)	 Der Versuch ist strafbar.

In Kraft getreten erst zum 01.04.1998.

Nicht bei Workshops, die der Erhöhung der sozialen Kompetenz dienen.

Gilt für Fälle, wo eine Person wegen geistiger oder psychischer Beeinträchtigung eine therapieartige 
Behandlungssituation aufsucht und eine auf Linderung und Heilung gerichtete Tätigkeit des Thera-
peuten stattfindet, gilt auch bei so genannten alternativen Therapieformen.

Erheblichkeitsschwelle.

Neben der strafrechtlichen Verantwortung des Täters wird im Regelfall auch eine zivilrechtliche Ver-
letzung des Behandlungsvertrages vorliegen.

§ 177 StGB: Sexuelle Nötigung, Vergewaltigung:
(1)	 Wer eine andere Person
	 1. mit Gewalt,
	 2. durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben oder
	 3. unter Ausnutzung einer Lage, in der das Opfer der Einwirkung des Täters schutzlos ausgeliefert ist,
	 nötigt, sexuelle Handlungen des Täters oder eines Dritten an sich zu dulden oder an dem Täter oder  
	 einem vorzunehmen, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft.

(2)	 In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren. Ein besonders 
	 schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn
	 1. der Täter mit dem Opfer den Beischlaf vollzieht oder ähnliche sexuelle Handlungen an dem Opfer 
	 vornimmt oder an sich von ihm vornehmen lässt, die dieses besonders erniedrigen, insbesondere,  
	 wenn sie mit einem Eindringen in den Körper verbunden sind (Vergewaltigung), oder
	 2. die Tat von mehreren gemeinschaftlich begangen wird.

(3)	 Auf Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren ist zu erkennen, wenn der Täter
	 1. eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug bei sich führt,
	 2. sonst ein Werkzeug oder Mittel bei sich führt, um den Widerstand einer anderen Person durch Gewalt 
	 oder Drohung mit Gewalt zu verhindern oder zu überwinden, oder
	 3. das Opfer durch die Tat in die Gefahr einer schweren Gesundheitsschädigung bringt.

(4)	 Auf Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren ist zu erkennen, wenn der Täter
	 1. bei der Tat eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug verwendet oder
	 2. das Opfer
	 a) bei der Tat körperlich schwer misshandelt oder
	 b) durch die Tat in die Gefahr des Todes bringt.

§ 180 StGB: Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger
(1)	 Wer sexuellen Handlungen einer Person unter sechzehn Jahren an oder vor einem Dritten oder sexu-
	 ellen Handlungen eines Dritten an einer Person unter sechzehn Jahren
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	 1. durch seine Vermittlung oder
	 2. durch Gewähren oder Verschaffen von Gelegenheit
	 Vorschub leistet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Satz 1 Nr. 2 ist  
	 nicht anzuwenden, wenn der zur Sorge für die Person Berechtigte handelt; dies gilt nicht, wenn der  
	 Sorgeberechtigte durch das Vorschubleisten seine Erziehungspflicht gröblich verletzt.

(2)	 Wer eine Person unter achtzehn Jahren bestimmt, sexuelle Handlungen gegen Entgelt an oder vor 
	 einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich vornehmen zu lassen, oder wer solchen  
	 Handlungen durch seine Vermittlung Vorschub leistet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder  
	 mit Geldstrafe bestraft.

(3)	 Wer eine Person unter achtzehn Jahren, die ihm zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur Betreuung in 
	 der Lebensführung anvertraut oder im Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses untergeord- 
	 net ist, unter Missbrauch einer mit dem Erziehungs-, Ausbildungs-, Betreuungs-, Dienst- oder Ar- 
	 beitsverhältnis verbundenen Abhängigkeit bestimmt, sexuelle Handlungen an oder vor einem Drit- 
	 ten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich vornehmen zu lassen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu  
	 fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(4)	 In den Fällen der Absätze 2 und 3 ist der Versuch strafbar.

Verfasserin: Barbara Rost-Haigis, Rechtsanwältin – September 2009

©
 q

ue
rl
in

k 
- 

P
ho

to
ca

se
.d

e



59

Anhang

Handlungsleitfaden zum Kindesschutz für hauptberuflich Beschäftigte und Verantwortungsträger in der Kinder- und Jugendarbeit

Beispiele für die Praxis  
in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen

Gruppenübung „Die Festung“

Ziel:	 Abbauen von Berührungsängsten, Wahrnehmen eigener Grenzen 
	 und der Grenzen anderer
Dauer:	 15 bis 30 Minuten
Zielgruppe:	 Mädchen und Frauen, Jungen und Männer, geschlechtshomogene 
	 oder gemischtgeschlechtliche Gruppen
Alter:	 ab 14 Jahren, Anzahl: ab 12 Teilnehmer/innen
Ort:	 1 Raum mit Vorraum (oder 2 Räume)
Tipps:	 Häufig besteht eine gewisse Scheu, das Gegenüber zu berühren.
	 Anleiter/innen sollten deshalb die Spieler/innen ermutigen. Falls Berührungen zu grob  
	 werden oder intime Körperteile berührt werden, ist es Aufgabe des/der Anleiters/in,  
	 einzugreifen und dies auch in der Auswertung anzusprechen.

Durchführung:
Die Mitspieler/innen werden in 2 gleich große Gruppen aufgeteilt, eine Gruppe verlässt den Raum. 
Die Mitspieler/innen im Raum bilden einen engen Kreis (Gesicht nach außen), sie stellen die Türen 
einer Festung dar, die von der anderen Gruppe, den Rittern, erobert werden soll. Die Ritter können 
nur in die Festung gelangen, wenn sie den passenden Schlüssel finden. Dieser Schlüssel ist eine 
bestimmte Berührung an einem Körperteil, diese wird von den „Festungstüren“ gemeinsam für alle 
bestimmt (z.B. auf das linke Knie klopfen, am rechten Ohrläppchen ziehen, den linken Zeigefinger 
streicheln etc.). Der/die Anleiter/in achtet darauf, dass keine zu intimen Berührungen festgelegt wer-
den. Wenn die Festungstüren von den Rittern auf die richtige Weise berührt werden, drehen sie sich 
um und der Ritter kann in die Festung eintreten.

Die Gruppe der „Ritter“ wird in den Raum geholt und die Aufgabe wird ihnen erklärt, dabei werden 
sie auch darauf hin gewiesen, nicht zu grob und nicht an intimen Körperstellen zu berühren. Jeder 
„Ritter“ stellt sich vor eine „Festungstür“ und versucht durch Ausprobieren,den richtigen Schlüssel 
zu finden.

Wenn alle Ritter in der Festung sind, werden die Rollen getauscht.

Auswertung:
Fragen können sein:
•	 Wie habe ich mich bei der Durchführung des Spiels gefühlt?
•	 In welcher Rolle habe ich mich wohler gefühlt als „Festungstür“ oder als „Ritter“?
•	 Welche Regeln sind wichtig, damit das Spiel mit den Berührungen nicht unangenehm wird?

Quelle: Beate Steinbach BJR 
Download von Praetect-Homepage (www.praetect.de)
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Schutz vor sexueller Gewalt – Gruppenstundenvorschläge 

Im Folgenden seht ihr sieben Gruppenstundenvorschläge, die ihr für eure Gruppenarbeit nutzen könnt 
und sollt: Drei für Kinder im Alter von 8-12 Jahren und vier Vorschläge für Jugendliche ab 12 Jahre. Es 
handelt sich bei den Gruppenstunden um jeweils drei aufeinanderfolgende Einheiten. 
Wichtig: Bitte führt diese auch in der vorliegenden Reihenfolge durch! Die Gruppenstunde „Sicher unter-
wegs im www“ ist für Jugendliche ab 12 Jahren und kann unabhängig von den anderen Gruppenstunden 
durchgeführt werden. 

Mit den Gruppenstunden sollen Kinder und Jugendliche in ihrer Wahrnehmung, ihrem Selbstbewusstsein 
und ihrer Handlungsfähigkeit gestärkt werden. Es geht um respektvollen und grenzachtenden Umgang 
in der Begegnung miteinander. Mit der Gruppenstunde zur Internetnutzung soll ein positiver Zugang und 
guter Umgang mit Neuen Medien erreicht werden. Zur Umsetzung der Gruppenstunden gibt es hier vorab 
noch wichtige Infos, die ihr euch unbedingt vor der Durchführung durchlesen solltet! 

Die Problematik von sexueller Gewalt und sexuellem Missbrauch im engeren Sinne wird in den Gruppen-
stundenvorschlägen nicht konkret benannt. Das hat folgende Gründe: 

•	 Das Thema ist schwierig, liegt nicht jedem und sorgt schnell für emotionale Überforderung. Das trägt 
nicht zur Handlungsfähigkeit bei. Davor wollen wir euch und eure Gruppenmitglieder schützen. 

•	 Es gibt Menschen, die sexuelle Gewalt erfahren haben – vielleicht auch in eurer Gruppe. Diesen Kindern 
und Jugendlichen ist nicht geholfen, wenn sie an Erlebtes erinnert werden oder erneut in Bedrängnis 
geraten. 

•	 Kinder und Jugendliche sind am besten in einer Kultur geschützt, die Grenzen achtet und in der res-
pektvoll miteinander umgegangen wird. Ein positiver Zugang stärkt euch und eure Gruppenmitglieder. 

Dafür braucht es Übungsfelder und Erfahrungsräume, die mit diesen Gruppenstunden angeboten werden. 
Beim Thema Sexualität ist es an der Tagesordnung, dass Kinder und Jugendliche kichern oder lachen. 
Darauf solltet ihr eingehen und es thematisieren. Versachlicht zum Beispiel das Gespräch, indem ihr 
Dinge beim Namen nennt und klarstellt, dass es keinen Grund gibt, die Inhalte ins Lächerliche zu 
ziehen. Allerdings könnt ihr genauso klarstellen, dass es ganz normal ist, dass an dieser Stelle auch 
gekichert oder gelacht wird, da Unterhaltungen zum Thema Sexualität in der Regel nicht in der Öffent-
lichkeit stattfinden und das Sprechen darüber eine gewisse Scham auslöst. 

Die Zeitangaben bei den einzelnen Teilen der Gruppenstunden geben einen Mittelwert an. Wenn ihr eine 
kleine Gruppe habt, dann kann eine Übung schneller fertig sein, wenn ihr eine große Gruppe habt, kann 
es länger dauern. Kalkuliert deshalb selbst noch mal genau durch, wie es zeitlich auf eure Gruppe passt! 
Geplant sind die Gruppenstunden jeweils für die Dauer von 90 Minuten. 
Unsere Angabe für die Gruppengröße nennt den optimalen Bereich. Solltet ihr eine kleinere oder eine 
größere Gruppe haben, müsst ihr Euch überlegen, ob die Gruppenstunde so durchführbar ist und bei 
Bedarf zeitlich oder inhaltlich anpassen. 
Bitte seid immer (mindestens) zwei Leitungspersonen, wenn ihr eine der Gruppenstunden durchführt. So 
habt ihr die Möglichkeit, die Gruppe genauer in den Blick zu nehmen und Euch bei Bedarf gegenseitig 
zu beraten. 
An einigen Stellen werden Dinge mit „Hinweis“ oder „Variante“ benannt: Hinweis“ bedeutet: ein Merk-
posten oder Sicherheitshinweis, beziehungsweise eine mögliche Reaktion der Gruppe und wie ihr damit 
umgehen könnt. „Variante“ bedeutet: Hier gibt es eine Veränderungs- oder Ergänzungsidee. 
Ein gutes Zusammenarbeiten in der Gruppe setzt einen vertrauensvollen Umgang mit den persönlichen 
Beiträgen voraus. Es gilt Grenzen der Mitglieder, sowie der Leitung wahrzunehmen und zu achten. Das 
bedeutet, dass bei der Durchführung der Gruppenstunden ein NEIN von Einzelnen zu akzeptieren ist. 
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Gruppenstunde 1: Mein Körper gehört mir 

Ziel:	 Die Kinder sollen sich bewusst werden, wie wichtig es ist, 
	 dass sich jedes Kind so kleiden darf, dass es sich wohlfühlt. 
Alter:	 8-12 Jahre 
Gruppengröße:	 6-14 Kinder 
Dauer:	 90 Minuten 
Material:	 Kiste mit kleinem Spiegel (z. B.: Kosmetikspiegel oder Spiegelkachel), Arbeitsblatt 
	 (für jedes Kind kopiert) mit Bildern der Anziehkids (siehe Kopiervorlage),  
	 Farbstifte (Holzstifte), Scheren, große Papierrolle, Wachsmalstifte 

1. Einstieg: Das Wertvollste auf der Welt (15 Minuten) 
Alle Kinder sitzen im Kreis. Die Gruppenleitung zeigt den Kindern eine kleine Kiste und kündigt geheim-
nisvoll an, dass in dieser Kiste das Wertvollste der Welt ist. Die Kiste wird daraufhin im Kreis herumge-
geben und jedes Kind darf sie einzeln öffnen und hineinschauen. Die Kiste ist leer, bis auf einen Spiegel, 
der am Boden befestigt ist. Wenn das Kind in den Spiegel schaut, sieht es „das Wertvollste auf der Welt“: 
sich selbst. Die Kinder erkennen, dass es nicht um Andere geht oder um etwas Abstraktes, das sie nichts 
angeht. Sie fühlen sich wertgeschätzt uns spüren, dass sie selber die Hauptperson sein dürfen. 

2. Hauptteil: Anziehkids (45 Minuten) 
Die Kinder bekommen das Arbeitsblatt mit einem Anziehkid und den Anziehsachen. Mit Farbstiften 
gestalten sie die Anziehkids und die Anziehsachen und schneiden sie aus. Nun können die Kinder ihre 
Figuren mit den Kleidungsstücken ihrer Wahl anziehen. In einer Art Modenschau stellen die Kinder ihre 
angezogenen Figuren einander vor. Ob die Kleidungsstücke besonders gut angemalt sind oder nicht, 
wird nicht bewertet. 
Die Gruppenleitung spricht mit den Kindern über die Anziehkids: Welche Körperteile der Anziehkids 
sind bedeckt? Welche Körperteile sind bei allen Kids bekleidet? Wie fühlen sich solche Kleidungsstücke 
an? Wo oder wann kleidet man sich mit mehr oder weniger langen Kleidungsstücken? Müssen es immer 
Markenklamotten sein? 

Variante: Die Kinder können weitere Anziehsachen malen und ausschneiden. 

Hinweis: Alle Körperteile können bei ihrem Namen genannt werden, auch die Genitalien. Wenn Kinder 
zu Lachen beginnen, kann das thematisiert werden. (Siehe Einleitung) Es kann sein, dass manche Kinder 
mit einfacher Kleidung kommen, da sie die Kleider ihrer Geschwister auftragen müssen oder da die Eltern 
bestimmen, was getragen werden soll. Diese Kinder sollen nicht bloßgestellt werden. 

3. Abschluss: 
Jedes Kind hat das Recht sich so zu kleiden, wie es will, um sich wohlzufühlen. (30 Minuten) 
Die Kinder legen sich der Reihe nach auf große Papierbögen. Andere Kinder fahren mit Stiften den Körper 
auf dem Papier nach. Mit Wachsmalfarben darf jedes Kind sein Bild selbst gestalten und sich die Kleidung 
seiner Wahl „anziehen“. 

Vorschlag: Die fertigen Bilder können im Gruppenraum aufgehangen werden. Außerdem kann in einer der 
folgenden Gruppenstunden eine Spiegelschachtel gebastelt werden, um sich daran zu erinnern, dass ich 
„das Wertvollste auf der Welt“ bin. 

Variante: Die Figuren können auch mit buntem Papier beklebt werden. 
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Anlage Gruppenstunde 1: Anziehkids
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Anlage Gruppenstunde 1: Anziehkids
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Gruppenstunde 2: Meine Gefühle sind echt! 

Ziel:	 Die Kinder sollen unterschiedliche Gefühle benennen können und erfahren, 
	 wie unterschiedlich Menschen ihre Gefühle äußern. 
Alter:	 8-12 Jahre 
Gruppengröße:	6-12 Kinder 
Dauer:	 90 Minuten 
Material:	 Kiste oder Stofftasche, Gegenstände, die sich angenehm anfühlen 
	 (glatter Stein, ein Stück weicher Stoff, weiches Stück Holz, ...),  
	 Gegenstände, die sich unangenehm anfühlen (spitzer Stein,  
	 ein Stück Schmirgelpapier, ...), drei Plakate mit Smileys, kleine Smileys auf  
	 gelben Tonkarton, verschiedene Zeitschriften (Kinder- und Jugendzeitschriften,  
	 Modekataloge ...) 

1. Einstieg: Fühlkiste (20 Minuten) 
Die Kinder setzen sich in Kreisform auf Decken oder Stühle. Eine Kiste wird im Kreis herumgegeben. 
In der Kiste befinden sich mehrere Gegenstände, die sich angenehm anfühlen. Jedes Kind versucht 
zu erfühlen, um welche Gegenstände es sich handelt und wie sie sich anfühlen. Die Sätze können 
beginnen mit: „Was ich in der Hand halte, fühlt sich … an. Es könnte … sein.“ Die Aufgabe wird 
wiederholt mit einer Kiste, in der sich Gegenstände befinden, die sich eher unangenehm (rau, spitz, 
klebrig ...) anfühlen. 

Variante: 
Anstelle einer Kiste kann auch eine feste Stofftasche genommen werden. 

2. Hauptteil: Gefühle deuten (60 Minuten) 
Drei Plakate werden in die Mitte gelegt. Auf jedem Plakat ist in der Mitte ein Smiley zu sehen. Ein 
Smiley lacht ., einer weint. und einer schaut neutral. Jedes Kind darf sich eine Situation aus seinem 
Leben überlegen, in der es fröhlich, traurig oder neutral gestimmt war. Wer möchte, stellt sich zu 
dem jeweiligen Plakat und erzählt die Situation. 

In Anschluss an diese Erzählrunde verteilt die Gruppenleitung Zeitschriften und Zeitungen, die viele 
Bilder von Menschen enthalten. Die Kinder schneiden Gesichter aus und ordnen sie den Smileys 
zu. Gemeinsam betrachten alle das Ergebnis. Die Gruppenleitung kann fragen, ob alle Kinder die 
Gesichter gleich zugeordnet hätten. Die Kinder sollen erkennen, dass nicht alle Gefühle eindeutig 
zugeordnet werden können. Wenn noch Zeit ist, können die Kinder versuchen die verschiedenen 
Gesichter nachzumachen. Sie können dabei darauf achten, wie sich das im eigenen Gesicht anfühlt, 
wenn man lacht oder traurig schaut. 

3. Abschluss: (10 Minuten) 
Zum Schluss bekommt jedes Kind von der Gruppenleitung ein Smiley mit lachendem Gesicht geschenkt. 
Die Kinder können den Smiley in den Geldbeutel legen und immer dann anschauen, wenn sie traurig 
sind. Sie können den Smiley aber auch weiterverschenken an jemanden, der gerade traurig oder nieder-
geschlagen ist. 

Variante: 
Die Gruppenleitung kann auch Smiley-Buttons verteilen oder mit einer Buttonmaschine die Kinder eigene 
Buttons machen lassen. 
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Gruppenstunde 3: Nein sagen / Hilfe holen 

Ziel:	 Kinder lernen NEIN zu sagen, wenn sie etwas nicht möchten. Sie erfahren, 
	 wo sie Hilfe erhalten, wenn jemand etwas mit ihnen gegen ihren Willen tut. 
Alter:	 8-14 Jahre 
Gruppengröße:	 6-14 Kinder 
Dauer:	 90 Minuten 
Material:	 Werdarfwas (für jedes Kind kopiert), Werdarfwas vergrößert oder 
	 auf Flipchartpapierbogen abgeschrieben, Stifte, Lückengedicht,  
	 Flyer und Infomaterial, wo es Hilfe gibt.

1. Einstieg: Die Nein-Welle (15 Minuten) 
Alle setzen sich in Kreisform auf Decken oder Stühle. Ein Kind sagt seinem Nachbarkind das Wort „Nein“ 
zu. Wie beim Spiel „Stille Post“ wird das Wort weitergegeben. Das Wort soll dabei immer Lauter werden. 
Achtung: nicht ins Ohr brüllen! Das Spiel kann ein oder zweimal wiederholt werden. Dann fragt die Grup-
penleitung, wie die Kinder das Lauterwerden empfunden haben. 

2. Hauptteil 1: Wer darf was? (45 Minuten) 
Jedes Kind bekommt das Arbeitsblatt „werdarfwas“. Die Fragen können gemeinsam gelesen werden, 
um besonders jüngeren oder schwächeren Kindern die Aufgabe zu erleichtern. Die Kinder beantwor-
ten die Fragen alleine für sich, indem sie die für sich zutreffenden Antworten ankreuzen. Wenn jedes 
Kind die Fragen beantwortet hat, übertragen sie die Ergebnisse auf das Große Arbeitsblatt oder den 
Flipchart-Papierbogen. Gemeinsam wird das Ergebnis betrachtet. Gleiche oder voneinander abwei-
chende Antworten werden wahrgenommen. In einem Austausch können Kinder freiwillig sagen, wie 
sie geantwortet haben und weshalb sie ihre Kreuze so oder anders gemacht haben. Die Gruppen-
leitung kann Impulsfragen stellen wie: „Wieso kann ich etwas von einer Person zulassen, von einer 
anderen aber nicht?“ oder „Weshalb ist es sehr angenehm, wenn eine Person mich berührt, obwohl 
die gleiche Berührung von einer anderen Person unangenehm ist?“ Im Verlauf des Gespräches leitet 
die Gruppenleitung über zur Frage: „Was kannst du tun, wenn jemand etwas mit dir machen möchte, 
was du nicht magst?“ Kinder und Gruppenleitung suchen unterschiedliche Antworten. Die Antworten 
können auf einem großen Plakat gesammelt werden, das später im Gruppenraum aufgehängt wird. 

3. Hauptteil 2: Nein Sagen (15 Minuten) 
Plakat mit Lückengedicht wird in die Mitte gelegt. Die Kinder versuchen Wörter zu finden, die einge-
setzt werden können. Wenn die Aufgabe für die Kinder zu schwer ist, gibt die Gruppenleitung die Wör-
ter vor und die Kinder müssen sie nur noch sortieren. Zu dem fertigen Gedicht können sich die Kinder 
dann Gesten überlegen die das Gesagte verdeutlichen. Das Gedicht kann dann mehrmals gemeinsam 
gesprochen werden. Das vervollständigte Gedicht kann schön ausgestaltet und im Gruppenraum auf-
gehängt werden. Um den Kindern zu verdeutlichen, dass sie wirklich „nein!“ sagen dürfen, kann das 
Plakat „Ich darf Nein sagen!“ ebenfalls im Gruppenraum aufgehängt werden. 

4. Abschluss: Hilfe (15 Minuten) 
Die Gruppenleitung weist darauf hin, dass bloßes Neinsagen nicht immer hilft. Die Kinder erfahren 
dann aber, dass sie trotzdem anderen nicht schutzlos ausgeliefert sind. Die Gruppenleitung verteilt 
die Flyer und das Infomaterial und schaut es mit den Kindern gemeinsam durch. Die Kinder sollen 
wissen, wo sie sich im Ernstfall Hilfe bekommen können. Zum Abschluss kann noch mal das Gedicht 
gemeinsam gelesen werden. 
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Anlage Gruppenstunde 3: Lückengedicht 

Ich sag „Nein“ 

Wir sind zwar ...................................................................................................................

Aber nicht ........................................................................................................................ 

Soll etwas nicht ................................................................................................................ 

So machen wir ................................................................................................................. 

Wir sagen laut .................................................................................................................. 

Denn wir sind ................................................................................................................... 

Wörter zum Einsetzen: 
klein – Krach – sein – hellwach – schwach – nein 

Idee aus: Präventionsbüro Petze: JA zum NEIN, Unterrichtsmaterialien für die Grundschule zur Prävention von 
sexueller Gewalt. Kiel 2004, S. 56. 
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Anlage Gruppenstunde 3: Wer darf was?
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Gruppenstunde 4: Wahrnehmen (Gefühle/Körper/Grenzen) 

Ziel:	 Gefühle wahrnehmen, sensibel für eigene und fremde Grenzen werden. 
Alter:	 Jugendliche ab 12 Jahre 
Gruppengröße:	6-14 Jugendliche 
Dauer:	 90 Minuten 
Material:	 Smiley Blatt (siehe Vorlage) und Briefumschlag – jeweils für jede Person, Scheren, 
	 Situationen für Grenzskala, Plakat Grenzüberschreitung und absolut okay, Tabelle  
	 „Wer darf was?“ (siehe Vorlage) und Stift – jeweils für jede Person. 

1. Einstieg: Smileys (15 Minuten) 
Jede und jeder erhält ein Blatt mit Smileys, die unterschiedliche Gefühle ausdrücken und einen Brief-
umschlag mit dem eigenen Namen darauf. Die Smileys werden ausgeschnitten und folgende Frage 
wird gestellt: Mit welchem Gesicht kommst Du heute in die Gruppenstunde? Und warum? Jede und 
jeder sucht den passenden Smiley (maximal zwei Smileys) heraus. In einer ersten Runde sollen die 
unterschiedlichen Gesichter und das Warum vorgestellt werden. Fordert die einzelnen Gruppenmit-
glieder auf, zuerst für sich selbst nachzudenken; also zu versuchen, die eigenen Gefühle explizit 
wahrzunehmen und sie dann auszudrücken. 

Hinweis: 
In jeder Gruppe gibt es auch ruhigere Mitglieder. Wenn jemand nichts zu seiner aktuellen Stimmung sa-
gen möchte, ist das auch Okay. 

Nach dem Austausch packen alle ihre Smileys in ihren Umschlag. Alle Umschläge werden im Gruppenraum 
aufbewahrt. (Ihr braucht diese wieder in Gruppenstunde 2.) 

Hinweis: 
Diese Kurzreflexion kann zum Einstieg, aber auch zum Ende einer jeden Gruppenstunde genutzt 
werden. 

Variante: 
Die Smileys werden groß kopiert oder ihr bastelt große Smileys, die dieselben Gefühle ausdrücken wie 
die auf der Vorlage. Diese könnt ihr im Gruppenraum aufhängen. Die einzelnen Gruppenmitglieder erhal-
ten eine Wäscheklammer mit ihrem Namen. Die Fragestellung bleibt dieselbe wie oben. Dann bringen alle 
ihre Klammer an dem passenden Gesicht an und in einer kurzen Gesprächsrunde stellt jede und jeder 
sein Gesicht sowie das Warum vor. Die Smileys bleiben hängen, die Klammern sammelt ihr an einem 
neutralen Ort daneben. 

2. Hauptteil: Grenzverletzung (60 Minuten) 
Wo stehst Du? 
Auf einer fiktiven Skala im Raum, deren eines Ende „Das ist für mich absolut okay.“ ist und das andere 
Ende „Hier ist meine Grenze überschritten!“, sollen sich die Jugendlichen je nach ihrem Empfinden po-
sitionieren. Die Skala entsteht durch die beiden Plakate „absolut okay“ und „Grenze überschritten“, die 
ihr im Raum als die Enden der Skala auslegt. Es sollte keine direkte Mitte geben. Die Gruppenmitglieder 
müssen wenigstens eine Tendenz andeuten, in welche Richtung ihr Empfinden geht. Nach der Positionie-
rung geht der oder die Leitende jeweils zu einigen Einzelnen (niemals zu allen, nur zu ein oder zwei je 
Situation) und erkundigt sich, weshalb er oder sie sich genau hier platziert hat. Nach der Positionierung 
und der Befragung Einzelner könnt ihr noch überlegen, was ihr in solchen Situationen machen könntet, 
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damit keine Grenzverletzung passiert, oder wie ihr euch im Moment der Grenzverletzung verhalten könn-
tet, um diese zu bemerken. 

Hinweis: 
Diese Übung soll ganz explizit verdeutlichen, dass es je nach Person unterschiedliche Grenzen gibt und 
dass diese auch so respektiert werden sollen. Was für die einen „Spaß“ oder „gar kein Problem“ ist, kann 
den anderen verletzen oder bloßstellen. 

Folgende Situationen zum Thema Grenzverletzung stehen zur Auswahl: (Wählt Euch hiervon drei oder vier 
Situationen aus und geht wie oben beschrieben vor.) 

•	 Ihr habt auf dem Lager Bodypainting gemacht. Alle Bilder davon werden am Elternabend über Bea-
mer gezeigt. 

•	 Auf Eurem Lagerplatz gibt es wahnsinnig viele Zecken. Die Leiter haben beschlossen, dass sich jeden 
Abend alle absuchen lassen müssen. 

•	 Beim Überfall wirst Du aus dem Schlafsack gezogen und in den Wald verschleppt. 
•	 Am Ende des Lagers wird liegen Gebliebenes hochgehalten, damit Einzelne ihre Sachen wieder zu-

rückkriegen. Es ist auch getragene Unterwäsche dabei. 
•	 Ihr spielt Wahrheit oder Pflicht. Du willst nicht die Wahrheit sagen, musst aber stattdessen jemanden 

aus der Gruppe auf den Mund küssen. 
•	 Ihr macht ein Spiel, bei dem man sich gegenseitig auf den Schoß setzen muss. 
•	 Deine Eltern kommen in dein Zimmer, ohne anzuklopfen. 
•	 Dein kleiner Bruder kommt ins Badzimmer, während Du duschst. 
•	 Deine Leiterin ist wütend auf Dich, packt Dich am Arm und schüttelt Dich. 
•	 Ein Junge aus deiner Gruppe setzt sich bei jedem Spiel neben Dich und weicht kaum noch von deiner 

Seite. 
•	 Du bist auf einer Party und ein Mädel geht auf die Jungs -Toilette, weil bei den Mädchen überfüllt ist. 
•	 Ein Junge macht mit dem Handy ein Foto von Deiner Freundin, während sie sich gerade umzieht. 
•	 Du findest im SchülerVZ ein Foto, auf dem Du total blöd aussiehst. Einer Deiner Freunde hat das 

ohne zu Fragen ins Netz gestellt. 
•	 Du bekommst im Chat Pornobilder zugeschickt. 

Hinweis: 
Diese Situationen sind meistens aus Mädels – Sicht geschrieben. Die Jungs müssen sich das Ganze 
dann umgekehrt vorstellen. Oder ihr passt die Situationen jeweils an! Außerdem sind sie unterschied-
lich auslegbar. Das ist Absicht und soll die Gruppe in Diskussion bringen. 

Wer darf was? 
Als Einzelübung erhält jedes Gruppenmitglied die Tabelle und soll sie ausfüllen. Anschließend sprecht ihr 
gemeinsam die Ergebnisse durch. Dabei geht es nicht darum zu bewerten, wer ganz viel zulässt oder wer 
wenig. Ziel ist, dass nochmals deutlich wird, dass jede und jeder von euch unterschiedliche Grenzen hat. 

Diese Unterschiedlichkeit ist gut und soll auch so wie sie ist anerkannt werden. Auch hier könnt ihr in 
die Situationen einsteigen und überlegen: Was mache ich, wenn … – z. B. Was mache ich, wenn mir 
Tante Erna wieder einen Kuss gibt und ich möchte das nicht. Gemeinsam finden sich immer bessere 
Ideen als allein! 

Hinweis: 
Ihr müsst hier nicht alle Einzelheiten besprechen, sondern das, was die Einzelnen in die Runde mit ein-
bringen möchten. 
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3. Abschluss: Stopp sagen (15 Minuten) 
Bildet aus allen Jugendlichen zwei Reihen, die sich gegenüberstehen. Es gibt jetzt also immer zwei 
Jugendliche, die ein Paar bilden. Die beiden Reihen stehen in einem Abstand von circa fünf Metern 
und die Jugendlichen schauen ihre Gegenüber an. Auf ein Signal der Leiterin oder des Leiters gehen 
die Jugendlichen aus einer Reihe auf ihr jeweiliges Gegenüber zu. Die Geschwindigkeit des Gehens 
bestimmen die Jugendlichen selbst. Das Gegenüber entscheidet, wie weit der Partner oder die Part-
nerin auf sie oder ihn zugehen darf, und zwar mit einem lauten Stopp! Wenn alle stehen, werden die 
Rollen getauscht. Jetzt dürfen die anderen losgehen und die, die zuvor gegangen sind, sagen Stopp! 

Es folgt auch hier eine kurze Auswertung. Dazu nutzt ihr diese Fragen: Wie hast Du gespürt, wann 
die Grenze für Dich zum Stopp sagen war? Hat Dein Partner den gleichen Abstand gewählt? War der 
Abstand für Dich okay? 

Fazit: 
Es genügt nicht, nur zu bemerken, dass es individuelle Grenzen gibt. Um Grenzverletzungen zu 
vermeiden, sollten alle versuchen, auch diese Verletzungen zu bemerken. Dazu ist aber genauso 
wichtig, andere darauf aufmerksam zu machen, wenn eigene Grenzen verletzt werden. Das kostet oft 
Überwindung und geht zum Beispiel mit einem klaren und rechtzeitigen STOPP! 
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Anlage Gruppenstunde 4: Wer darf was?
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Anlage Gruppenstunde 4: Skala 
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Anlage Gruppenstunde 4: Skala 
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Anlage Gruppenstunde 4: Smileys 

Hinweis: 
Smileys zum Ausschneiden
Einer der Smileys ist zum selbst gestalten



75

Anhang

Handlungsleitfaden zum Kindesschutz für hauptberuflich Beschäftigte und Verantwortungsträger in der Kinder- und Jugendarbeit

Gruppenstunde 5: Selbststärkung (Persönlichkeit) 

Ziel:	 Sich selbst als Persönlichkeit positiv wahrnehmen, 
	 eigene Ressourcen kennen und benennen. 
Alter:	 Jugendliche ab 12 Jahre 
Gruppengröße:	6-14 Jugendliche 
Dauer:	 90 Minuten 
Material:	 Würfel, Würfelfragen (Kärtchen mit Augenzahlen auf der Rückseite) – 
	 entweder selbst schreibend oder Vorlage kopieren, Filzstifte (je einen pro Person),  
	 DIN A4 Papier, Kreppklebeband, Smileys, Umschläge und Scheren, für die,  
	 die in Gruppenstunde 4 nicht da waren, Umschläge mit Smileys von denen,  
	 die da waren (Gruppenstunde 4) 

1. Einstieg: Rush Hour in Tokyo (15 Minuten) 
Alle sitzen im Stuhlkreis, eine Person ist in der Mitte. In Tokyo sind gerade alle unterwegs, es ist 
Hauptverkehrszeit! Allerdings bewegen sich immer nur Leute mit gleichen Merkmalen … z. B. „Alle, die 
zwei Geschwister haben!“ oder „Alle, die gerne Fußball spielen!“ Wer in der Mitte steht, sollte ein oder 
zwei solcher Sätze parat haben. Ist der Satz ausgesprochen, müssen alle, die zu dieser Personengrup-
pe gehören, ihre Plätze wechseln und wer in der Mitte steht, sucht sich schnellstmöglich einen frei 
werdenden Platz. 

Daraufhin bleibt jemand anderes ohne Stuhl und fängt einen neuen Satz an: „Alle, die ...“ Was fällt 
Euch da alles ein? Wer nicht mehr weiter weiß sagt „Rush Hour in Tokyo“ und alle müssen ihre Plätze 
wechseln! 

Hinweis: 
Wenn es passiert, dass eine Frage für jemanden peinlich ist, oder dass jemand bloßgestellt wird, haltet 
den Spielfluss an und erklärt noch mal klar, dass es hier um Fragen nach äußeren Merkmalen und vor 
allem auch Eigenschaften geht. Diese sollen aber nicht in den Bereich „Grenze überschritten“ (siehe 
Gruppenstunde 4) fallen. 

Tipp zum Beenden des Spiels: 
Wenn ihr das Gefühl habt, es wird langweilig oder alle sind ausgepowert, bleibt bei einem Spielzug 
einfach selbst in der Mitte stehen und beendet dann das Spiel. 

2. Hauptteil: Wer bin ich?? (60 Minuten) 
Ich und die Anderen! 
Würfelspiel in der Großgruppe. Setzt Euch an einen großen Tisch oder in einen Stuhlkreis. Legt die Wür-
felfragen mit den Augenzahlen nach oben in der Mitte aus. 

Reihum wird jetzt gewürfelt: Je nach Augenzahl wird die passende Fragekarte aufgedeckt und beantwortet: 

1) Ich kann etwas, was hier alle können! 
2) Ich weiß etwas, was hier alle wissen! 
3) Ich bin etwas, was hier alle sind! 
4) Ich kann etwas, was hier niemand kann! 
5) Ich weiß etwas, was hier niemand weiß! 
6) Ich bin etwas, was hier niemand ist! 
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Hinweis: 
Diese Fragen sind für viele Jugendliche nicht einfach zu beantworten. Wenn ihr merkt, dass jemand ins 
Stocken gerät, dann öffnet die Frage in die Runde hinein. Dann kann die ganze Gruppe dem oder der 
Einzelnen beim Beantworten helfen! Ihr als Leitende könnt euch gut im Voraus schon Gedanken zu euren 
einzelnen Gruppenmitgliedern machen. Diese Gedanken könnt ihr dann hier einbringen. 

Warmer Regen 
Jedes Gruppenmitglied erhält ein Blatt und einen Stift. Die Blätter werden sich gegenseitig mit Kreppkle-
beband auf den Rücken geklebt. Nun gehen alle im Raum herum und schreiben einander Rückmeldungen 
auf dieses Blatt. Die Rückmeldungen sind ganz persönlich und sollen nur eigene Wahrnehmungen be-
inhalten. Es dürfen nur positive Inhalte sein! Hier schenkt ihr Euch gegenseitig einen „Warmen Regen“. 

Hinweis: 
a) Diese Übung darf keine Plattform bieten jemand anderem etwas „reinzudrücken“! 

b) Es wird auf jeden Fall Gruppenmitglieder geben, die sehr viele Kommentare erhalten werden und an-
dere, die weniger Kommentare erhalten werden. In der Regel gibt es aber auch in jeder Gruppe Personen, 
die darauf sensibel sind und denjenigen, bei denen man fürchtet, dass sie leer ausgehen, auf jeden Fall 
etwas schreiben! Diese Rolle könnt auch ihr als Leitende bei Bedarf übernehmen. 

c) Natürlich gibt es über alle Gruppenmitglieder nicht nur Positives, sondern auch Negatives bzw. Kriti-
sches zu sagen. Allerdings ist diese Übung ein „Warmer Regen“ und soll absichtlich nur die positiven 
Eigenschaften der Person in den Mittelpunkt stellen. Folgende Impulssätze bieten einen guten Einstieg: 

•	 Das mag ich an Dir. 
•	 Das gefällt mir an Dir. 
•	 Das kannst Du gut. 

Beendet den „Warmen Regen“ langsam, wenn die meisten mit dem Schreiben fertig sind. Weißt zum 
Beispiel darauf hin, dass sie jetzt noch eine weitere Person aussuchen können und dann der „Regen“ zu 
Ende geht. Jetzt trefft euch im Kreis, hängt euch gegenseitig die Blätter vom Rücken ab und jeder und 
jede liest für sich die Rückmeldungen. Die Inhalte bleiben bei den Einzelnen, nur wenn es Fragen zum 
Verständnis von Rückmeldungen gibt, sollten sie hier gestellt werden. Die Gruppenmitglieder können 
diesen „Warmen Regen“ jetzt einpacken, und wenn es ihnen einmal nicht so gut geht, kann dieser eine 
gute Aufmunterung sein und ihnen zeigen, was sie alles können! 

3. Abschluss: Smiley Runde (15 Minuten) 
Mit den Smileys von der ersten Gruppenstunde (siehe Gruppenstunde 1 Jugendliche - Einstieg). Wer noch 
keine hat, soll sie sich noch schnell ausschneiden!! Die Fragestellung lautet dieses Mal: Mit welchem 
Gesicht gehe ich heute aus dieser Gruppenstunde heraus? 
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Anlage Gruppenstunde 5: Vorlage zum Würfelspiel 
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Hinweis: 
Kärtchen ausschneiden und auf der Rückseite von eins bis sechs durchnummerieren.
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Gruppenstunde 6: Nein sagen (Hilfe holen) 

Ziel:	 Handlungsmöglichkeiten in schwierigen Situationen erkennen; Nein sagen und 
	 Hilfe holen ist kein Verrat; Infomaterial und Anlaufstellen zur Prävention und Hilfe  
	 bei sexueller Gewalt kennenlernen. 
Alter:	 Jugendliche ab 12 Jahre 
Gruppengröße:	 6-14 Jugendliche 
Dauer:	 90 Minuten 
Material:	 Evtl. Musik (was Schnelles, Bewegtes) und CD Spieler, Papier und Stifte für Noti-
	 zen, ein leeres Plakat (für die Ergebnisse), Geschichte: „Das kleine und das große  
	 Nein.“ (siehe Vorlage), Präventionsmaterialien zum Auslegen (siehe Vorlage) 

1. Einstieg: Begrüßungsspiel (15 Minuten) 
Alle gehen zur Musik durch den Raum, jede in ihrem und jeder in seinem Tempo. Sobald die Musik 
stoppt, bleiben alle stehen und begrüßen sich mit unterschiedlichen Ritualen. Die Spielleitung gibt die 
Begrüßungsformel an: 

1. Hände schütteln 
2. Auf die Schulter klopfen 
3. „Gib mir fünf“ 
4. Sich verneigen 
5. weitere Runde, mit gruppenspezifischem Gruß (zum Beispiel Pfadfindergruß oder sonstige Begrü-
ßungsformen innerhalb der Gruppe/unter den Jugendlichen) 

Es soll so eine lockere Begrüßungsrunde entstehen. Ihr als Gruppenleitung solltet darauf achten, dass 
hier Grenzen geachtet werden. 

Variante: 
Falls ihr keine Musik oder keinen CD Spieler habt oder die Übung draußen macht, vereinbart ein be-
stimmtes Tonsignal bei dem alle stehen bleiben. 

2. Hauptteil: Nein sagen! (60 Minuten) 
Wie sehen Ja und Nein aus? 
Bildet aus allen Jugendlichen zwei Reihen, die sich gegenüberstehen. Es gibt jetzt also immer zwei 
Jugendliche, die ein Paar bilden. Die Jugendlichen stehen sich direkt gegenüber. Auf ein allgemeines 
Startsignal beginnt die eine Reihe immer wieder Ja zu sagen und die andere Reihe Nein – das geschieht 
abwechselnd innerhalb eines Paares: Ja, Nein, Ja, Nein, …. Das Ja – bzw. Nein – Sagen soll in verschie-
denen Lautstärken sowie mit Gestik und Mimik stattfinden. Es entsteht so ein Dialog aus Ja und Nein. 
Nach ein bis zwei Minuten (ihr seht in der Regel, wann es genug ist) werden die Rollen getauscht und 
die Ja – Sager übernehmen jetzt das Nein, die Nein – Sager das Ja. Tauscht danach kurz in der großen 
Runde aus, was leichter fällt und was anstrengender ist. 

Der andere Weg! 
Zu dieser Übung teilt ihr die Gruppe in eine Jungen- und eine Mädchengruppe auf. Hinweis: Haben 
die Kleingruppen mehr als sechs Mitglieder, teilt auch diese nochmals auf. Jede Kleingruppe soll nun 
intern überlegen: Was gibt es für Situationen, die ihr nicht gerne mögt? Genauer noch: Wann kommt 
Euch zum Beispiel jemand zu nahe und verletzt dabei eure Grenzen? (Erinnert Euch noch mal an die 
Grenzskala aus Gruppenstunde 4.) 
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Wann stellt Euch jemand bloß oder zwingt euch zu etwas, was ihr nicht wollt? 

Überlegt euch solche Situationen oder erfindet solch eine Situation. Jede Kleingruppe soll sich diese 
Gedanken machen und zum Schluss eine Situation auswählen. Nur zur Not habt ihr als Gruppenleitung 
zwei Beispielsituationen in petto: 

1) Astrid ist auf dem Heimweg von der Schule. Fünf Jungs aus der Klasse über ihr stehen am Fahrradstän-
der und greifen sie verbal an. „Hey, schau Dir mal die Titten an!“ oder „Geiler Ausschnitt!“ oder „Willst 
Du wissen, wer von uns den längsten Schwanz hat?“ 

2) Kevin spielt Fußball im Verein. Nach jedem Training duschen die Jungs gemeinsam. In letzter Zeit 
kommt dabei immer der Trainer mit in die Dusche und starrt Kevin auf den Penis. Er hat auch schon zu 
ihm gesagt: „Du wirst ja ein richtiger Mann!“ Letzte Woche hat der Trainer Kevin eingeladen, nach dem 
nächsten Training noch bei ihm zu Abend zu essen. Er möchte etwas Wichtiges mit ihm besprechen. 

Jetzt sollen sich die Gruppen Verhaltensmöglichkeiten zu dieser Situation überlegen – Den andern 
Weg! Wie könnte die Jugendliche oder der Jugendliche reagieren, um der unangenehmen Situation zu 
entkommen? Wie kann sie oder er Nein sagen, bzw. Hilfe holen? 15-20 Minuten haben die Gruppen 
zum Ausdenken der Situation und der Verhaltensmöglichkeiten. Anschließend kommt ihr wieder in 
der Gesamtgruppe zusammen und die Kleingruppen stellen sich gegenseitig die Situation und die Er-
gebnisse ihrer Ideen vor. Sammelt diese auf einem Plakat und besprecht, ob die Vorschläge wirklich 
reell sind, oder was die Betroffene oder der Betroffene noch tun kann. Gibt es auch unterschiedliche 
Möglichkeiten des Verhaltens? Welche davon passt zu wem? Wer oder Was kann noch helfen? 

An dieser Stelle solltet ihr auf verschiedene Materialien hinweisen, die es als Infobroschüren oder 
auch im Internet gibt. Am Besten habt ihr Anschauungsmaterial da, oder sogar einige Materialien 
zum Verteilen. Ihr könnt ein Poster dazu aufhängen oder auch auf Fachstellen in Eurer Umgebung 
hinweisen. Gebt den Gruppenmitgliedern Zeit in den Materialien zu stöbern und legt diese auch in 
weiteren Gruppenstunden wieder aus. 

Hinweis: 
Wenn ihr jetzt noch eine weitere Gruppenstunde zu diesem Thema durchführen wollt, könnt ihr in ei-
ner Fachstelle in Eurer Umgebung einen Besuchstermin vereinbaren. Klärt dort, welche Inhalte dieser 
Besuch hätte und ob das für Eure Gruppe passen würde. 

3. Abschluss (10 Minuten) 
Bedankt Euch für die Ideen und die Umsetzung und ermutigt alle, sich in solchen Situationen (wie sie 
sie vorher nachgestellt haben) zu verteidigen, oder Hilfe zu holen! Denn: „Hilfe holen ist kein Verrat!“ 

Geschichte: „Das kleine und das große Nein!“ 

Setzt euch gemeinsam an einen schönen Ort und versucht zum Ende nochmals die Aufmerksamkeit aller 
zu kriegen. Wenn ihr wollt, lest in verteilten Rollen. (Geschichte, siehe Vorlage) 

Hinweis: 
In der Infobroschüre „Schutz vor sexueller Gewalt“ findet ihr als Gruppenleitung sehr viele grundsätz-
liche Informationen und vor allem auch einen Leitfaden zum „Umgang mit Vermutungen“. Wenn sich 
euch also ein Kind anvertraut, oder ihr eine Vermutung von Übergriff oder Straftat habt, dann findet 
ihr dort das nötige Handwerkszeug. 
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Anlage Gruppenstunde 6: Das große und das kleine NEIN 

Das kleine Nein sitzt auf einer Bank im Park, und isst Schokolade. Es ist wirklich sehr klein, 
richtig winzig und ganz leise. Da kommt eine große, dicke Frau und fragt: „Darf ich mich zu dir 
setzen?“ Das kleine NEIN flüstert: „Nein, ich möchte lieber allein sein.“ Die große, dicke Frau 
hört gar nicht hin und setzt sich auf die Bank. Da kommt ein Junge angerannt und fragt: „Darf 
ich deine Schokolade haben?“ Das kleine NEIN flüstert wieder: „Nein, ich möchte sie gern selbst 
essen.“ Aber der Junge hört nicht, nimmt dem kleinen NEIN die Schokolade weg und beginnt 
zu essen. Da kommt ein Mann vorbei, den das kleine NEIN schon oft im Park gesehen hat, und 
sagt: „Hallo, Kleine. Du siehst nett aus, darf ich Dir einen Kuss geben?“ Das kleine NEIN flüstert 
zum dritten Mal: „Nein, ich will keinen Kuss.“ Aber auch der Mann scheint nicht zu verstehen, 
geht auf das kleine NEIN zu und macht schon einen Kussmund. Nun verliert das kleine NEIN 
aber endgültig die Geduld. Es steht auf, reckt sich in die Höhe und schreit aus vollem Hals: 
„NEIIIN! und noch mal: NEIN, NEIN, NEIN!“ „Ich will allein auf meiner Bank sitzen… …ich will 
meine Schokolade selbst essen … ich will nicht geküsst werden. LASST MICH SOFORT IN RUHE!“ 

Die große, dicke Frau, der Junge und der Mann machen große Augen: „Warum hast du das nicht 
gleich gesagt“, und gehen ihrer Wege. Und wer sitzt jetzt auf der Bank? 

Ein großes NEIN! Es ist groß, stark und laut, und es denkt: „So ist das also. Wenn man immer 
leise und schüchtern Nein sagt, hören die Leute nicht hin. Man muss schon laut und deutlich 
Nein sagen.“ So ist aus dem kleinen NEIN ein großes NEIN geworden. Diese Geschichte ist 
grundsätzlich geeignet für Kinder ab fünf Jahren. Zum gemeinsamen Abschluss und zur Verdeut-
lichung eines klaren und bestimmten „Nein’s“ ist sie aber auch für Jugendliche passend. 

Entnommen aus der Arbeitsmappe: 
Ich sag` NEIN von Gisela Braun und Martina Keller  
(Verlag an der Ruhr, 69 Seiten, EUR 19.50) 
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Gruppenstunde 7: Internet(t) – Sicher unterwegs im www

Ziel:	 Immer mehr Kinder und Jugendliche nutzen das Internet – um sich Wissen 
	 anzueignen, um sich über ihre Hobbys, Musik und Spiele auszutauschen und 
	 um neue Freunde kennenzulernen. In der Gruppenstunde wird das Thema  
	 „Sicher surfen im Internet“ in den Blick genommen und für den reflektierten  
	 Umgang mit persönlichen Daten und im Kontakt mit Fremden (Chat, ICQ, ...)  
	 sensibilisiert. 
Alter:	 Jugendliche ab 12 Jahre 
Gruppengröße:	 5-10 Jugendliche 
Dauer:	 90 Minuten 
Material:	 Stifte, Papier oder Kärtchen, Steckbriefe, Kärtchen mit Fragen (siehe Anhang), 
	 vier Symbole ausgedruckt 

1. Ankommen: Ein Steckbrief ohne Namen – Wer bin ich? 30 Minuten 
Was wissen die anderen von mir? Was weiß ich über meine Freunde? Jedes Gruppenmitglied erhält 
ein Blatt Papier, um einen Steckbrief in Einzelarbeit für sich zu schreiben. Auf diesem Steckbrief 
(eventuell bereits vorbereiten und kopieren) werden verschiedene Eigenschaften und Vorlieben ein-
getragen, wie Hobbys, Lieblingsband, unbeliebtestes Schulfach, Lieblingsessen, Lieblingsfarbe. Der 
Namen wird nicht in den Steckbrief eingetragen. Anschließend werden alle Steckbriefe an die Grup-
penleitung abgegeben und gemischt. Die Gruppenleitung zieht einen Steckbrief und liest ihn vor. 
Jetzt müssen alle Gruppenkinder einen Namen sagen, von, wem der Steckbrief sein könnte. Das 
Gruppenkind, dessen Steckbrief vorgelesen wird, darf natürlich „schummeln“ und selbst einen ande-
ren Namen nennen. Anschließend tauschen sich alle darüber aus, woran sie den Steckbrief-Schreiber 
erkannt haben und was sie über ihn Neues erfahren haben. 

Variante für ältere Gruppenmitglieder: 
Statt eines Steckbriefs schreiben die Teilnehmenden kleine Zettel mit Antworten auf drei bis vier Fra-
gen (In welchem Land würdest Du gerne wohnen? Was hast Du am Wochenende gemacht? Welchen 
Beruf würdest Du später einmal gerne machen? Mit welchem Prominenten würdest Du mal gerne ein 
Eis essen gehen?). Die Antwortzettel werden gemischt und in die Mitte gelegt. Reihum zieht jede/r 
einen Zettel, liest ihn vor und versucht, ihn der richtigen Person zuzuordnen. Diskutiert nach dem 
Spiel darüber, welche Dinge ihr voneinander wisst und welche Dinge euch überrascht haben. Woher 
wusstet ihr, welche Aussagen zu welcher Person passen? 

Zum Abschluss überlegt die Gruppe gemeinsam, welche Informationen jeder wissen darf, welche Din-
ge niemanden etwas angehen und daher im Internet nichts verloren haben. Als Entscheidungshilfe 
kann die Frage dienen: Welche Fragen würde ich einem Fremden auf der Straße beantworten? 

2. Hauptteil: Check den Chat (45 Minuten) 
Sicher chatten – und Verantwortung übernehmen für sich selbst. 
Im Chat trifft man viele nette Menschen und kann schnell Kontakte knüpfen. Doch leider gibt es im 
Internet auch schwarze Schafe: Erwachsene geben sich als Kinder und Jugendliche aus, um in Kon-
takt zu kommen und sich mit ihnen zu treffen, ihnen mit Mails, Bildern und in Unterhaltungen Angst 
zu machen oder sie sexuell zu belästigen. 

Mit dieser Methode werden die Gruppenmitglieder auf Gefahren im Internet hingewiesen und auf ein 
mögliches Verhalten gegenüber diesen Menschen vorbereitet. 
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Ein Stapel mit Karten (siehe Anhang) liegt verdeckt auf dem Tisch. Reihum darf jeder eine Karte 
ziehen und vorlesen. Auf den Karten stehen Situationen, die im Chat vorkommen können oder die 
mit Internet oder Handy zusammenhängen. Gemeinsam muss die Gruppe entscheiden, was die beste 
Reaktion auf diese Situation ist, was hinter ihr stecken könnte und was getan werden muss, damit 
ein Chatraum sicher bleibt. Jede Karte muss einer von vier Kategorien mit vier Symbolen zugeordnet 
werden: 

•	 Freunde!  
Diese Situation ist ok! 

•	 Schere – Verbindung getrennt!  
Hier will ich den Kontakt abbrechen! 

•	 Achtung!  
Hier wird’s gefährlich und ich hole mir Hilfe! 

•	 Polizei!  
Hier übernehme ich Verantwortung und benachrichtige mit meinen Eltern die Polizei  
oder eine Beratungsstelle. 

Überlegt gemeinsam, wie ihr mit dieser Situation umgehen könnt, wenn sie Euch begegnet. Die besten 
Lösungsideen kann die Gruppe auf die Karten schreiben. 

3. Abschluss: Mein Sicherheits-Spicker! 
Ein Spickzettel zum sicheren Surfen und Chatten 
Im Straßenverkehr gibt es Situationen, in denen klare Regeln das Leben erleichtern: „Bei Rot ste-
hen, bei Grün gehen! Rechts hat Vorfahrt!“ Auch im Internet gilt: Sicherheit geht vor! In der Gruppe 
werden gemeinsam Regeln gesammelt und festgehalten, wie ein sicherer Umgang mit Neuen Medien 
(Internet, Spielkonsolen, Handy) gelingen kann. Im Rückblick auf die ersten Teile der Gruppenstunde 
werden gemeinsam Situationen gesammelt, zu denen es eine gute Idee gibt, wie man auf sie re-
agiert. Diese Spielregeln werden als kurze, prägnante Sätze festgehalten. 

Alle Regeln werden auf ein Blatt Papier geschrieben, das als Spickzettel für alle kopiert werden kann. 
Dieser „Sicherheits-Spicker“ kann seinen Platz neben dem Computer finden. 

Weiterführender Hinweis: 
Material zum sicheren Chatten sowie einen „Spickzettel“ für den Schreibtisch kannst du für deine Grup-
pe bei www.klicksafe.de herunterladen oder bestellen. Die Beratungsstelle Zartbitter (www.zartbitter.de) 
stellt die Broschüre „ganz schön blöd“ für deine Gruppenkids zur Verfügung. Im zweiten Teil dieser 
Broschüre geht es um das sichere Surfen im Internet mit guten Tipps und Anregungen für junge Inter-
netnutzer. 
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Anlage Gruppenstunde 7: Symbole 
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Anlage Gruppenstunde 7: Check den Chat (Karten) 

Im Chat wirst du gefragt:
„Bist Du allein zuhause?“1

Im Chat wirst du gefragt:
„Was hast Du gerade an?“
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Anlage Gruppenstunde 7: Check den Chat (Karten) 

Im Chat wirst du gefragt:
„Bin ich Dir zu alt?“

Im Chat wirst du gefragt:
„Hast Du es schon einmal selbst  

gemacht?“ oder „Hattest Du schon  
einmal GV/Geschlechtsverkehr/ 

Sex/was mit einem älteren Jungen/ 
mit einem älteren Mädchen?“
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Anlage Gruppenstunde 7: Check den Chat (Karten) 

Im Chat wirst du gefragt:
„Willst Du mich mal anrufen?“  

oder: „Bekomme ich Deine  
Handynummer?“

Im Chat wirst du gefragt:
„Lust auf CS?“2
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Anlage Gruppenstunde 7: Check den Chat (Karten) 

Jemand schickt dir Bilder  
mit sexuellem Inhalt oder  

Gewaltdarstelllungen.3

Jemand bietet  
dir Taschengeld (TG) für  

ein Treffen an.4
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Anlage Gruppenstunde 7: Check den Chat (Karten) 

Du bekommst einen Link zu  
einer Website oder Fotos geschickt,  
auf denen sexuelle Handlungen in  
Zusammenhang mit Kindern und  
Jugendlichen unter 18 Jahren zu  
sehen sind. (Das können auch  

Comic-Zeichnungen sein.)

Jemand bietet dir einen Job  
als Modell oder Schauspieler  

in einem Film an.
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Anlage Gruppenstunde 7: Check den Chat (Karten) 

Dein Chatpartner will nicht,  
dass du mit deinen Eltern  

über ihn redest.

Jemand gibt dir seine ICQ- 
Nummer oder nennt dir seine  
Website oder sein Profil in  

einer Community.
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Anlage Gruppenstunde 7: Check den Chat (Karten) 

Deine Schulfreunde zeigen dir  
auf dem Handy einen Pornofilm  

oder einen Clip, auf dem Menschen 
gequält oder getötet werden.

Im Chat will jemand wissen,  
auf welche Schule du gehst oder  

in welchem Verein du bist.
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Anlage Gruppenstunde 7: Check den Chat (Karten) 

Im Chat wirst du gefragt:
„Was für Musik hörst Du so?“

Im Chat wirst du gefragt:
„Was sind Deine Hobbys“
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Anlage Gruppenstunde 7: Check den Chat (Karten) 

Im Chat wirst du gefragt:
„Wie alt bist Du?“

Im Chat wirst du gefragt:
„Was machst Du gerade?“
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Anlage Gruppenstunde 7: Check den Chat (Karten) 

Jemand aus deiner Klasse  
macht Handyfotos in  

der Umkleide.

Jemand schreibt dir im Chat,  
dass er jetzt gern Sex  

mit dir hätte.
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Anlage Gruppenstunde 7: Check den Chat (Karten) 

Jemand versucht, dich mit  
bearbeiteten und veränderten  

Fotos zu erpressen.

Nach ein paar Wochen kommt  
dir ein/e Chatfreund/in plötzlich  
komisch vor, weil er/sie über  

Themen reden will, die  
du nicht willst.
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Anlage Gruppenstunde 7: Check den Chat (Karten) 

Ein/e Chatfreund/in, den/die  
du schon länger kennst, will  

sich mit die verabreden.5

Du bekommst eine Mail von  
deinem Handyanbieter und sollst 

deine PIN-Nummer und deine  
Handynummer zurückmailen.6
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Anlage Gruppenstunde 7: Check den Chat (Karten) 

Ein/e Chatfreund/in fragt dich,  
wohin du im Sommer in  

den Urlaub fährst.

Du bekommst im Chat  
einen Link zu einer Website  

genannt.
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Anlage Gruppenstunde 7: Check den Chat (Karten) 

Du bekommst eine SMS  
mit der Bitte, mal kurz  

zurück zu rufen.

Im Chat wirst du gefragt,  
ob du eine Cam/Webcam hast.
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Anlage Gruppenstunde 7: Check den Chat (Fußnoten) 

1)	Auch wenn es nicht stimmt: Sag einfach, du bist am PC deiner Eltern und die sind auch im 
	 Zimmer.

2)	Cybersex nennt man sexuelle Handlungen, bei denen über das Internet kommuniziert wird, 
	 also über Chat, Cam2Cam. Bei Kontakt über das Telefon wird es manchmal auch T6=Telefonsex  
	 genannt.

3)	E-Mails können von der Polizei in den meisten Fällen ohne Probleme zurückverfolgt werden. 
	 Am besten wendest du dich an deine Eltern oder an Erwachsene, mit denen du diese Mail an  
	 eine Stelle für Internetsicherheit weiterleiten kannst.

4)	Über die Tasten „Print“ oder „Druck“ kannst du übrigens ein Bild von deinem Bildschirminhalt 
	 machen und es über „ Strg“ + „V“ in ein Word-Dokument einfügen. Damit kannst du Beweise  
	 sichern, was dein Chatpartner geschrieben hat und dich damit an einen Lotsen oder die Polizei  
	 wenden.

5)	Gehe nie allein zur ersten Verabredung, sondern nimm einen Erwachsenen mit. Erwachsene 
	 können meist sehr gut einschätzen, ob eine Internetbekanntschaft auch für ein richtiges Treffen  
	 „ok“ ist. Das gilt auch, wenn du dich im Internet verliebt hast und es dir unangenehm ist, das  
	 deinen Eltern zu erzählen. Sicher geht vor!

6)	 In diesem Fall gibt sich jemand als dein Handyanbieter aus. PIN-Nummern oder Passwörter 
	 werden nie von Handyanbietern verlangt und in Formularen nur verschlüsselt angezeigt.
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Fulda

Jugendamt Landkreis Fulda
Wörthstraße 15 
36037 Fulda

 0661/6006-0

 0661/6006-267

Jugend- und Drogenberatung (Diakonisches Werk)
Heinrich-von-Bibra-Platz 14 
36037 Fulda

 0661/8388-88

 0661/8388-70

Deutscher Kinderschutzbund e. V.
Magdeburger Straße 17 
36037 Fulda

 0661/9016551

 kjt-fulda@gmx.de

Beratungsstelle gegen sexuelle Gewalt
Interventionsstelle gegen Gewalt  
an Frauen
Rittergasse 4 
36037 Fulda

 0661/839414 oder 839415

 0661/839425

 interventionsstelle@skf-fulda.de

Beratungsstelle für Eltern,  
Kinder und Jugendliche
Marienstraße 5 
36039 Fulda

 0661/901578-0

 0661/901578-27

 erziehungsberatung@landkreis-fulda.de

Pro familia
Heinrichstraße 35 
36037 Fulda

 0661/4804969-0

 0661/4804969-20

 fulda@profamilia.de

Beratungsstellen nach Landkreisen und kreisfreien Städten 
im Bereich der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck

Katholische Ehe-, Familien- und Lebens-
Beratung in der Diözese Fulda e. V. 
Rittergasse 4 
36037 Fulda

 0661/77833

Hersfeld Rotenburg

Jugendamt Hersfeld-Rotenburg
Friedloser Straße 12 
36251 Bad Hersfeld

 06621/87-0

 06621/87-5740

Familien- und Erziehungsberatungsstelle  
(Diakonisches Werk)
Kirchplatz 6 
36251 Bad Hersfeld

 06621/14695

 06621/77837 

Deutscher Kinderschutzbund e. V.
Am Perfort 2 
36251 Bad Hersfeld

 06621/9660-88

 06621/9660-89

 info@dksb-hef-rof.de

Pro familia 
An der Untergeis 12 
36251 Bad Hersfeld 

 06621/9189-11

 6621/9189-12 

 bad-hersfeld@profamilia.de 

Frauen helfen Frauen e. V.
Frauenberatungs- und Interventionsstelle,  
„Frauentreff“, 
Am Markt 15 
36251 Bad Hersfeld

 06621/70113
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Kassel 

Jugendamt Kreis Kassel
Wilhelmshöher Allee 19a 
34117 Kassel

 0561/1003-0

 0561/1003-1324

Psychologische Beratung (Diakonisches Werk)
Wildemannsgasse 14 (an der Markthalle)
34117 Kassel

 0561/70974-250

 0561/70974-255

 anja.kessler@dw-kassel.de

Deutscher Kinderschutzbund e. V.
Vor dem Forst 12 
34130 Kassel

 0561/68226

 0561/68226

 vorstand@kinderschutzbund-kassel.de

Psychologische Beratungsstelle  
des Kinderschutzbundes
Siemensstraße 1 
34127 Kassel

 0561/899852

Schwarze Winkel e. V. 
Initiative gegen sexuelle Gewalt
Emmerichstraße 15
34119 Kassel

 0561/107025

 Fax: 0561/7667899

 schwarzewinkel@web.de

Essstörungen Kabera e. V.
Kurt-Schumacher-Straße 2 
34117 Kassel

 0561/780505

Frauenberatungsstelle
Annastraße 9 
34119 Kassel

 0561/779511

Kinderärztliche Beratungsstelle bei Misshandlung 
Dr. med. Bernd Herrmann
Mönchebergstr. 41 
34125 Kassel

 0561/980-3381 oder 980-3389

 0561/980-6951

 herrmann@klinikum-kassel.de

Kasseler Hilfe e. V.
Wilhelmshöher Allee 101 
34121 Kassel

 0561/282070

 0561/27664

 info@kasseler-hilfe.de

Weisses Kreuz e. V.
Weißes-Kreuz-Straße 3 
34292 Ahnatal

 05609/8399-0

 05609/8399-22

 u.kargoll@weisses-kreuz.de

Main-Kinzig-Kreis

Jugendamt Main-Kinzig-Kreis
Barbarossastraße 24 
63571 Gelnhausen

 06051/85-0

 06051/85-14463

 Jugendamt@MKK.de

Außenstelle Hanau  
Dörningheimer Straße 1 
63452 Hanau

Jugendamt Hanau
Am Markt 14-18 
63450 Hanau

 06181/295-0

 06181/295-704

Psychologische Beratungsstelle (Diakonisches Werk)
Karl-Marx-Straße 43a 
63452 Hanau

 06181/13030

 mail@pbhanau.de

Jugend- und Drogenberatung Hanau  
(Diakonisches Werk
Johanneskirchplatz 1 
63450 Hanau

 06181/92340-60

 06181/92340-50
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ask Familienberatungsstelle
Beratungsstelle für Kinder, Jugendliche,  
junge Erwachsene, Eltern und Familien
Am Pedro-Jung-Park 11 
63450 Hanau

 06181/270620

 06181/2706 24 

 info@ask-familienberatung.de

Frauenzentrum Gelnhausen e. V.
Kuhgasse 8 
63571 Gelnhausen

 060 51/15003

Lawine e. V. 
Beratungs- und Präventionsstelle  
gegen sexuelle Gewalt
Ramsaystraße. 18 
63450 Hanau

 06181/256602

 06181/256612

 lawine.eV@gmx.de

Pro familia
Vor dem Kanaltor 3 
63450 Hanau

 06181/21854

Frauen helfen Frauen e. V.
Hilfe zur Selbsthilfe 
Frauenhaus Hanau

 06181/12575

 06181/12595

Hanauer e. V.
Hanauer Hilfe, Opfer- und Zeugenhilfe
Salzstraße 11 
63450 Hanau

 06181/24871 und 2202625

 06181/24875

 kontakt@hanauer-hilfe.de

Marburg-Biedenkopf

Jugendamt Marburg
Friedrichstraße 36 
35037 Marburg

 06421/201-0

 06421/201-595

Wildwasser Marburg e. V.
Wilhelmstraße 40 
35037 Marburg

 06421/14466

 06421/14482

 info@wildwasser-marburg.de

Deutscher Kinderschutzbund e. V.
Familienberatungsstelle Beratung, Therapie,  
Intervention bei allen Formen von Gewalt  
gegen Kinder
Uferstraße 11 
35037 Marburg

 06421/67119

 06421/686660

 info@kinderschutzbund-marburg.de

Notruf und Beratung für vergewaltigte Frauen, 
Lesben, Mädchen e. V.
Neue Kasseler Str. 1 
35037 Marburg

 06421/21438

 notruf-marburg@gmx.de

Frauen helfen Frauen e. V. 
Frauenhaus
Marburg

 06421/14830

Frauen helfen Frauen e. V. 
Beratungsstelle
Alter Kirchhainer Weg 5 
35039 Marburg

 06421/161516

Schwalm-Eder-Kreis

Jugendamt Schwalm-Eder-Kreis
Parkstraße 6 
34576 Homberg

 05681/775-0

 05681/775-525

Sozial- und Lebensberatung (Diakonisches Werk)
Pfarrstraße 13 
34576 Homberg 

 0681/99200

 05681/992020

 sekretariat@dwsek.de
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Jugend- und Drogenberatung 
Schlesierweg 1 
34576 Homberg 

 05681/775600

 05681/775598

Schwalm-Eder-Kreis/ 
Fachbereich Gesundheitswesen
Sozialpsychiatrischer Dienst
Waßmuthshäuser Straße 52 
34576 Homberg

 05681/775-690

 05681/775-699

Waldeck-Frankenberg

Jugendamt Waldeck-Frankenberg 
Südring 2 
34497 Korbach

 05631/954-0

Jugendberatung (Diakonisches Werk)
Alte Schule, Kirchplatz 9 
34537 Bad Wildungen

 05621/969237 oder 0160/96766676

 jub@dwwf.de

Allgemeine Sozial- und Lebensberatung  
(Diakonisches Werk)
Rauchstraße 2 
34454 Bad Arolsen

 05691/1559

 05691/1044

Auf der Burg 11 
35066 Frankenberg

 0645/1712

Prof.-Bier-Straße 2a 
34497 Korbach

 05631/60330

 05631/61862

Deutscher Kinderschutzbund e. V.
Friedrich-Trost-Straße 4 
35066 Frankenberg

 06451/210065

 06451/210065   

 martina@wiechens.com

Frauen helfen Frauen e. V. 
Am Hauptbahnhof 12 
34497 Korbach

 05631/63853

Frauen helfen Frauen e. V. 
Brunnenstraße 53 
34537 Bad Wildungen 

 05621/91689

 05621/965757

 frauenberatung.badwildungen@web.de

Werra-Meißner-Kreis

Jugendamt Werra-Meißner-Kreis
Schlossplatz 1 
37269 Eschwege

 05651/302-0

 05651/302-1419

Allgemeine Sozial- und  
Lebensberatung  
(Diakonisches Werk)
An den Anlagen 8 
37269 Eschwege

 05651/7446-41

 05651/7446-44

 asl-esw@deswi.de

Walburger Str. 49a 
37213 Witzenhausen

 05542/911170

 05542/2290

 asl-wiz@deswi.de

Kirchstraße 18 
37235 Hessisch Lichtenau

 05602/4919

 05602/4919

 asl-heli@deswi.de

Drogenberatungsstelle  
(Diakonisches Werk)
Leuchtbergstr. 10b
37269 Eschwege

 05651/33942-92

 05651/76337

 suchthilfe-esw@arcor.de
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Allerleirauh  
im Werra-Meißner-Kreis e. V.
Beratung für Frauen und Jugendliche
Enge Gasse 12 
37269 Eschwege

 05651/7843

 05651/76766

 allerleirauh@frauen-fuer-frauen-im-wmk.de

Frauenberatungsstelle Eschwege
Niederhoner Straße 22 
37269 Eschwege

 05651/7843

 05651/76766

 beratung@frauen-fuer-frauen-im-wmk.de

Schmalkalden - Meiningen

Landratsamt
Fachdienst Jugend (Jugendamt)
Obertshäuser Platz 1 
98617 Meiningen

 03683/485614

Allgemeine Sozialberatung  
(Diakonisches Werk)
Näherstiller Str. 7 
98574 Schmalkalden

 03683/603931

 03683/407434

Kinder-, Jugend-  
und Familienberatungsstelle
Hinter der Stadt 9 
98574 Schmalkalden

 03683/402834

Telefonseelsorge
 0800/1110111 

oder 0800/1110222

Legende
 Telefon

 Fax

 E-Mail
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